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Vorwort

Digitale Technologien spielen beim Tickeing und der Zugangskontrolle zum öfentlichen Nahverkehr eine 
immer größere Rolle. Doch das technisch Mögliche ist nicht gleichbedeutend mit dem poliisch und gesell-
schatlich Wünschbaren.

Dieses Bürgergutachten gibt eine Richtschnur für die Zukunt elektronischer Zugangssysteme zum öfentli-
chen Nahverkehr in Berlin. 23 im Zufall ausgewählte Bürgerinnen und Bürger haben stellvertretend für alle 
(über 18-jährigen) Bewohner Berlins zwei volle Tage lang in einer Planungszelle die verschiedenen Aspekte 
der Problemstellung in Kleingruppen diskuiert. Interessenvertreter/innen und Experten/innen aus Ver-
kehrspoliik, -verwaltung und -betrieben haten Zugang zum Verfahren als Referenten/innen, doch bei den 
anschließenden Diskussionen in den Kleingruppen waren die Bürgergutachter/innen unter sich. Sie haben 
sachorieniert nach einer für alle Beteiligten besten Lösung gesucht und ihre Empfehlungen in diesem 
Bürgergutachten zusammengefasst.

Das Thema der elektronischen Zugangssysteme ist durchaus kontrovers und brisant. Im internaionalen 
Vergleich sind deutsche Verkehrsbetriebe besonders vorsichig und zurückhaltend bei der Einführung von 
Chipkarten und Smartphone-basierten Tickeing-Lösungen. Schon vor Jahrzehnten haben andere Groß-

städte, etwa die Stadt London, Chipkarten eingeführt. Sie haten schon lange zuvor geschlossene Systeme 
mit mechanischen Einlasssperren. In Deutschland wurden und werden dagegen ofene Systeme mit einer 
Vertrauenskultur und Sichprobenkontrollen bevorzugt. Durch die Digitalisierung sind nun neue, komfor-
table Lösungen möglich. 

Kontroverse Themen werden in der Regel gern „auf die lange Bank“ geschoben. Sie sind „heiße Kartofeln“, 
an denen sich Akteurinnen und Akteure auch verbrennen können. Umso wichiger ist es, dass der abge-

wogene Bürgerwille einmal greibar wird. Welche Entwicklung liegt nach Abwägung der unterschiedlichen 
Aspekte im erkennbaren Gesaminteresse? Für die Klärung dieser Frage für den öfentlichen Nahverkehr 
der Stadt Berlin ist das hier vorgelegte Bürgergutachten ein großer, wichiger Schrit. Die Empfehlungen sind 
abgewogen, aber eindeuig. Sie können nun für die Verkehrspoliik als Richtschnur für den Bürgerwillen 
dienen.

Ich danke allen Beteiligten für diesen großen Erfolg. Das Bundesforschungsministerium hat durch seine 
Förderung die Erstellung des Bürgergutachtens überhaupt erst möglich gemacht. Gute Bürgerbeteiligung ist 
nun mal nicht billig. Die vielen Experinnen und Experten aus der Verkehrsverwaltung und -forschung sowie 
Verkehrs- und Fahrgastverbänden haben mit Engagement ihre Posiionen vermitelt – auch dafür herzlichen 
Dank! Ein großes Dankeschön geht auch an die Prozessbegleiter/innen aus der TU Berlin und dem Berliner 
nexus Insitut, insbesondere den Herren Robin Kellermann und Ansgar Düben. Vor allem aber danke ich den 
23 Bürgergutachterinnen und Bürgergutachtern, die das Bürgergutachten sachorieniert erarbeitet haben. 
Dem Gutachten wünsche ich eine große öfentliche Aufmerksamkeit und nachhalige Wirkung.

Prof. Dr. Hans-Liudger Dienel  
(Projektleitung VERS und Geschäftsführender Direktor – Institut für Berufliche Bildung und Arbeitslehre TU Berlin)
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Personal für Ticketverkauf und Service einsetzen

Die Bedienfreundlichkeit der Technik von Verkehrs-

zugangssystemen wird von den Teilnehmenden 
als verbesserungswürdig angesehen: Zum einen 
machen die regional und anbieterspeziisch un-

terschiedlichen Standards eine Bedienbarkeit der 
Technik häuig kompliziert und unübersichtlich. 
Hier gilt es, eine möglichst einheitliche und intui-
ive, ggf. zielgruppenorienierte Menüführung bei 
Automaten und bei der Handy-App anzubieten. 
Zum anderen werden die bestehenden Systeme 
(insbesondere Verkaufsautomaten) als sehr störan-

fällig eingestut. Die Gutachterinnen und Gutachter 
sprechen sich infolgedessen für einen Ausbau von 
Verkaufsstellen und des personalbedienten Kun-

denservices aus. Personalbediente Verkaufsstellen 
ermöglichen überdies den Erwerb von Fahrkarten 
mit Bargeld. Grundsätzlich wird von den Teilneh-

menden in mehreren Arbeitseinheiten die Forde-

rung „Mensch stat Maschine“ formuliert.

Mulifunkionalität nur als opionales Extra 
anbieten

Als sinnvolle Zusatzfunkionen von Fahrscheinen 
(Chipkarte, Handyicket) sehen die Bürgerinnen und 
Bürger vor allem Zugangsmöglichkeiten zu kommu-

nalen Angeboten, wie z. B. zu öfentlichen Kultur-
einrichtungen (Bibliothek, Museum, Schwimmbad) 
sowie die Möglichkeit eines überregionalen 
Einsatzes, z. B. in anderen Verkehrsverbünden. 
Insgesamt sehen die Gutachterinnen und Gutachter 
Zusatzleistungen kommunaler Anbieter posiiver als 
Zusatzfunkionen, die von privaten Dienstleistern 
angeboten werden. Die Mulifunkionalität soll 
jedoch stets von jedem Fahrgast individuell opional 
hinzugefügt werden können und auf keinen Fall als 
Standard für alle Kundinnen und Kunden vorgege-

ben sein.

Über zwei Tage hinweg haben 23 Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt Berlin zu verschiedenen Themen 
und Arbeitsaufgaben beraten, diskuiert und Emp-

fehlungen für ein Berliner Verkehrszugangssystem 
der Zukunt erarbeitet. Die ausführliche Darstellung 
der Ergebnisse aller Arbeitseinheiten ist in den 
verschiedenen Abschniten des Kapitels 5 dieses 
Bürgergutachtens zu inden. Die folgende Zusam-

menfassung bietet einen kurzen Überblick über 
die wichigsten Empfehlungen und Meinungen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der zweitägigen 
Planungszelle.

Papiericket, Chipkarte und Handy als  
gleichberechigte Nutzermedien

Die Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter 

sprechen sich für ein gleichberechigtes Neben-

einander von Papierickets, Chipkarten (oder 
Chip- Token) und Handyicket aus. Mit ihrem Votum 
„Fahrschein = Fahrschein“ wünschen die Teilneh-

menden nicht zuletzt auch eine preisliche Gleich-

stellung. Das Papiericket steht hier insbesondere 
für einen einfachen und anonymen Fahrscheiner-
werb: Jede/r kann Papierickets mit Bargeld erwer-
ben, der Besitz eines Kontos oder einer EC-Karte ist 
nicht erforderlich. Es werden keinerlei Kunden- oder 
Bewegungsdaten erfasst und ein Verlust ist in der 
Regel folgen- und problemlos. Papierickets können 
leicht übertragen werden, ihre Verwendung ist 
planbar, man kann sie „anfassen“ und sie sind 
gegenüber digitalen Medien „sichtbar“, was auch 
die Kostenkontrolle vereinfacht. Chipkarten und 
Handyickets punkten demgegenüber vor allem bei 
der Flexibilität und dem Komfort, auch ermöglichen 
sie unabhängig von Verkaufsstellen eine kurzfrisige 
ÖPNV-Nutzung. Gefragt nach ihrem bevorzugten 
Nutzermedium entschieden sich die Gutachterin-

nen und Gutachter mehrheitlich für die Chipkarte, 
gefolgt vom Papiericket an zweiter und dem Handy 
(deutlich abgeschlagen) an driter Stelle.

1.  Die wichigsten Empfehlungen im Überblick
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ÖPNV-Zugang sozialverträglich gestalten

Ein übergreifend wichiger Aspekt wurde von den 
Bürgerinnen und Bürgern in der Sozialverträglichkeit 
des Zugangs zum ÖPNV gesehen. An verschiedenen 
Stellen machten die Teilnehmenden deutlich, dass 
der Zugang zum ÖPNV für alle Bevölkerungsgrup-

pen gleichermaßen ermöglicht werden muss. Dies 
bezieht die Bedienbarkeit von Verkaufsautomaten 
für z. B. Seh- oder Körperbehinderte ein sowie 
auch die Passierbarkeit von möglichen physischen 
Barrieren durch Gehbehinderte (insbesondere 

Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer) sowie 
Eltern mit Kinderwagen. Hinzu kommt jedoch auch 
der sozialverträgliche Ticketkauf: Für den Erwerb 
einer Chipkarte oder eines Handyickets ist in der 
Regel der Besitz eines Kontos notwendig, auch an 
Automaten nimmt die bargeldlose Bezahlfunkion 
(EC-Karte) einen wichigen Stellenwert ein. Sozial 
schwache Bevölkerungsgruppen, insbesondere 
Obdachlose haben jedoch verminderte Möglich-

keiten, ein Bankkonto zu eröfnen und wären somit 
durch besimmte Tickeformen im Zugang zum 
ÖPNV beschränkt. Die Empfehlung der Bürgergut-
achterinnen und -gutachter zu einem Fortbestand 
des Papierickets, das in der Regel problemlos mit 
Bargeld erworben werden kann, geht daher nicht 

zuletzt auch auf diesen sozialen Aspekt zurück.

Zufriedenheit mit aktuellem System

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Planungs-
zelle zeigten sich insgesamt zufrieden mit den 
wesentlichen Systemkomponenten des aktuellen 
Zugangs zum öfentlichen Nahverkehr in Berlin 
und sehen daher kaum einen grundlegenden 

Veränderungsbedarf: Das bisher ofene System soll 
beibehalten werden, ebenso wie die drei aktuell im 

Einsatz beindlichen Nutzermedien (Papiericket, 
Chipkarte, Handyicket). Auch das aktuelle Tarifzo-

nen-System soll bestehen bleiben und nicht etwa 
durch ein zeit- oder distanzbasiertes Abrechnungs-

system ersetzt werden. Vor allem wird ein Festhal-
ten und sogar der Ausbau des personalbedienten 
Ticketverkaufs sowie von Fahrscheinkontrollen 
befürwortet. Bevor Invesiionen in kostenintensive 
Neuerungen getäigt werden, sollte das aktuelle 
System lieber in Bezug auf Ticketautomaten, Funk-

ion der Smartphone-App, Verspätungen, Ausfälle 
etc. geplegt und opimiert werden.

Anonymisierung und Datenschutz gewährleisten

Für die Bürgergutachterinnen und -gutachter nimmt 
das Thema Datenschutz eine übergeordnete und 
insgesamt sehr wichige Rolle ein. Dabei stehen 
die Datenschutzbedenken in enger Verbindung 
mit den digitalen Nutzermedien (Chipkarte und 
Handy). Es besteht die Befürchtung, dass die via 
Chipkarten- oder Handynutzung entstehenden 
Daten von den Verkehrsunternehmen langfrisig 
gespeichert und zur Erstellung personalisierter 
Bewegungsproile genutzt werden könnten und 
dass neben den Verkehrsunternehmen durch einen 
Weiterverkauf oder aber auch mitels „Datenklau“ 
auch Außenstehende Zugrif auf Fahrgastdaten 
erhalten könnten. Die Empfehlung der Gutachte-

rinnen und Gutachter lautet daher, dass Chipkarten 

weitestgehend anonymisiert werden sollten, d. h. 
als unpersönliche Datenträger aufgesetzt werden, 
die z. B. mit Fahrguthaben aufgeladen werden 
können, sodass weder auf den Karten noch im 
System des Verkehrsanbieters persönliche Hinter-
grunddaten von Kundinnen und Kunden hinterlegt 
sind. Entsprechend solle jegliche Datenspeicherung 

ausschließlich anonymisiert und aggregiert erfolgen 
dürfen und durch gesetzliche Regelungen und 
Überprüfung des Datenschutzes lankiert werden. 
Jegliche Datenweitergabe von Kunden-, Reise- oder 
Bewegungsdaten sei überdies zu verbieten bzw. zu 
unterbinden.

Ofenes System mit regelmäßigen  
Fahrscheinkontrollen beibehalten

Zwar können die Teilnehmenden den Zugangsbe-

schränkungen im ÖPNV vereinzelte Vorteile wie 
Sicherheit, Gerechigkeit oder Vandalismuspräveni-

on abgewinnen, insgesamt empfehlen sie allerdings 
für die Zukunt Berlins ein ofenes Verkehrszu-

gangssystem. Geschlossene Systeme werden dabei 
als „unbequem“, teuer und als anfällig für falsche 
Fahrkostenberechnungen angesehen. Zugangsbar-
rieren bergen zudem ein Sicherheitsrisiko im Nofall 
(Brand, Überfall, Massenpanik) und vermitelten 
das Gefühl des Eingesperrtseins. Beim Einsatz 
von Chipkarten sei überdies eine Überwachung 

jedes Betretens und Verlassens von Staionen von 
Fahrgästen möglich.
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in vielen Verkehrsverbünden prakiziert. Zusam-

mengefasst werden so fortlaufend neue technische 
Komponenten entwickelt und angeboten, die 
in Form intelligenter Verkehrszugangssysteme 
zusammenwirken und für Fahrgäste und Verkehrs-
unternehmen neue Nutzungsmöglichkeiten bzw. 
Eizienzsteigerungen eröfnen könnten.

Der Einsatz digitaler Technologien im ÖPNV 
schat jedoch nicht nur neue Möglichkeiten zur 
Atrakivitätssteigerung, er eröfnet seitens der 
Fahrgäste auch neue Fragen und generiert Beden-

ken, die einer Nutzung im Wege stehen könnten. 
So können zwar auf der einen Seite elektronisch 
gestützte Verkehrszugangssysteme das Leben 
einfacher, bequemer und schneller machen, auf 
der anderen Seite jedoch werden mit dem Einsatz 
neuer Technologien im ÖPNV seitens der Fahrgäste 
nachweislich Sicherheitsbedenken wahrgenommen; 
etwa bezüglich technischer Systemausfälle oder 
dem vertrauenswürdigen Umgang mit anfallenden 
personenbezogenen Daten.  

Vor dem Hintergrund dieses Spannungsverhältnis-

ses waren Bürgerinnen und Bürger Berlins dazu 
eingeladen, stellvertretend für alle Einwohnerinnen 
und Einwohner der Stadtregion am 16. und 17. 
September 2016 zwei Tage lang die mit dieser 
Problemaik verbundenen Themen zu erörtern, 
neue Ideen zu entwickeln und Ratschläge für 
einen nutzergerechten Einsatz neuer digitaler 
Technologie angebote im ÖPNV zu geben.

Wie kann zuküntig der Zugang zu Bahnen und 
Bussen komfortabler, nutzerfreundlicher und 
sicherer gestaltet werden? Welche Nutzermedien 
(Smartphone, Chipkarte etc.) könnten dabei mit 
welchen zusätzlichen Funkions- und Anwendungs-

möglichkeiten zum Einsatz kommen? Welche 
Risiken werden dabei gesehen? Was kann die 
 Metropolregion Berlin von Verkehrssystemen 
 anderer Städte lernen? Diese und andere Fragen 
galt es, auf Grundlage von Vorträgen durch Exper-
innen und Experten sowie der daran anschließen-

den Diskussionsarbeit der Bürgerinnen und Bürger 

Das 21. Jahrhundert steht im Zeichen einer zuneh-

menden Digitalisierung der Lebenswelten. Nicht 
nur die Art, wie wir lernen, arbeiten oder kommu-

nizieren, wird durch die Digitalisierung verändert, 
sondern nicht zuletzt auch die Art, wie wir uns 
fortbewegen. Der Megatrend des Wandels hin zu 
immer mehr elektronisch gestützten Prozessen 
mitels Informaions- und Kommunikaionstechnik 
macht folglich keineswegs vor der Verkehrs- und 
Mobilitätswelt halt, sondern durchdringt diesen 

Lebensbereich spürbar. So steht vor diesem Hinter-
grund der öfentliche Personennahverkehr (ÖPNV) 
aktuell und zuküntig vor der Herausforderung, 
die vielfäligen und sich dynamisch wandelnden 
Technologieangebote der Digitalisierung für die 
Fahrgäste in neue Serviceleistungen zu übersetzen 
und den ÖPNV somit komfortabler, lexibler und 
kundenorienierter zu gestalten. 

In den letzten zehn Jahren konnte der ÖPNV in 
Deutschland koninuierlich steigende Fahrgast-
zahlen verzeichnen (VDV, 2016), so auch in der 
Metropolregion Berlin. Die Stadt und ihr Umland 
wachsen und wandeln sich in einem beeindru-

ckenden Tempo. Mit der ständig steigenden Anzahl 
der Fahrgäste nehmen auch die Anforderungen 
an ein leistungsfähiges, leicht zugängliches und 
einfach benutzbares Nahverkehrssystem zu. 
Digitale Technologieangebote könnten hierbei neue 
Möglichkeiten bieten, diesen Anforderungen noch 
besser gerecht zu werden. Konkret gilt in diesem 
Zusammenhang insbesondere die Minimierung 
von Zugangshemmnissen zum ÖPNV – etwa durch 
vereinfachten oder automaisierten Ticketerwerb 
mithilfe neuer Nutzermedien – als ein wesentlicher 
Aspekt für eine fortwährende Steigerung der Atrak-

ivität und ein nachhaliges Wachstum des ÖPNV. 
So kann bereits heute ein Ticket auf einer Chipkarte 
oder einem Handy gespeichert und darüber hinaus 
mit anderen Verkehrsangeboten, wie z. B. Fahrrad- 
und PKW-Leihsystemen, kombiniert werden. Auch 
das An- und Abmelden im Fahrzeug bzw. an den 
Haltestellen und Ausleihstaionen zum Zweck einer 
automaisierten Fahrpreisberechnung ist technisch 
auf verschiedenen Wegen möglich und wird bereits 

2.  Hintergrund und Ausgangssituaion
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in Kleingruppen untereinander zu beantworten. Die 
Bürgerinnen und Bürger haten damit die Möglich-

keit, ihre Ideen in die Entwicklung der Zukunt des 
Berliner Nahverkehrs einzubringen. 

Das Ziel des Bürgergutachtens lag schließlich in der 
Formulierung parizipaiv entwickelter, nutzerbe-

zogener Komfort- und Prozessopimierungen und 
Empfehlungen, die letztendlich alltagsprakische 
 Relevanz für Hundertausende Fahrgäste des 
Berliner ÖPNV haben könnten.

Über das Berliner Beispiel hinaus verwies die hier 

erzielte Entwicklung nutzergerechter Empfeh-
lungen aber durchaus auch auf eine noch weitere 
Problemaik. Jenseits des Anwendungsbeispiels des 
Berliner Nahverkehrs ging es auf gesellschatlicher 
Ebene darum, die unprodukive Konfrontaion zwi-
schen IT-Wirtschat und kriischer Zivilgesellschat 
aufzubrechen und Bürgerinnen und Bürgern in 
einer zunehmend unübersichtlicher werdenden und 
difuse Ängste auslösenden digitalen Welt Selbst-
besimmungsrechte zu geben. Die Formulierung 
von Empfehlungen prakiziert somit das Konzept 
„Privacy by Design“, mit dem möglichen Akzeptanz-

konlikten mithilfe parizipaiver Verfahren bereits 
im Vorfeld begegnet wird1.

Das vorliegende Bürgergutachten bildet einen 

Baustein zum besseren Verständnis der Perspekive 
von Nutzerinnen und Nutzern und adres siert bereits 
vor der Einführung neuer Verkehrszugangssysteme 
die aus Sicht der Fahrgäste wichigsten Nutzungsei-
genschaten bzw. die erwarteten Nutzungshürden, 
die einer Akzeptanz des Systems im Wege stehen 
könnten.

1 „Das Konzept „Privacy by design“ (oder eingebauter Datenschutz) zielt darauf ab, den Schutz der Privatsphäre und den Datenschutz von 
Anfang an in die Spezifikationen und die Architektur von Informations- und Kommunikationssystemen und -technologien zu integrieren“ 
(Bundesministerium für Bildung und Forschung; 2016: Forschung für die zivile  Sicherheit 2012 – 2017 Rahmenprogramm der Bundesre-
gierung.).
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Der schweigenden Mehrheit eine Simme geben

In Bürgerbeteiligungsverfahren engagieren sich 
häuig Betrofene in besonderem Maße. Sie haben 
gute Gründe, sich zu Wort zu melden. Auch die 
von Verbänden organisierten Interessen sind in 
der Öfentlichkeit meist präsent. Das verzerrt die 
öfentliche Wahrnehmung, denn die „schweigende 
Mehrheit“ kommt nicht zu Wort. Sofern sie nicht 
unmitelbare Nachteile befürchten, sehen viele 
Bürgerinnen und Bürger wenig Anlass, sich veriet 
eine Meinung zu bilden, und sofern sie es doch tun, 
vertreten sie ihre Posiionen selten öfentlich. Diese 
„schweigende Mehrheit“ ist aber ein wichiger, 
mindestens gleichberechigter Teil der Einwohner-
schat – sie kann und sollte auch das Gemeinwohl 
vertreten, denn alle Bewohnerinnen und Bewohner 

sind von Entscheidungen betrofen. Das Verfahren 
Bürgergutachten durch Planungszellen gibt im 
Informaionsteil der Arbeitseinheiten starken, 
organisierten Interessen eine Rolle und durch die 
Zufallsauswahl der Teilnehmenden zugleich der 
schweigenden Mehrheit eine Möglichkeit, sich 
eine begründete Meinung bilden und diese auch 

öfentlich arikulieren zu können.

Der Bürger als Souverän

Das Verfahren „Bürgergutachten durch Planungs-
zellen“ ist ein standardisiertes Beteiligungsver-
fahren, dem die Idee zugrunde liegt, dass 
Bürgerinnen und Bürger bei poliisch wichigen 
Sachentscheidungen stärker einbezogen werden 
sollten, und die Erfahrung, dass sie dies im Sinne 
des Gemeinwohls wollen und können. Das Verfah-

ren ermöglicht es ihnen, Verantwortung zu über-
nehmen und ihrer Rolle als Souverän innerhalb der 
Demokraie gerecht zu werden. Zen trales Merkmal 
des Verfahrens ist die Einladung der Bürgerinnen 
und Bürger auf Grundlage einer Zufalls auswahl aus 
dem Einwohnermelderegister. Durch diese Zu-

fallsziehung hat prinzipiell jede Bürgerin und jeder 
Bürger die gleiche Chance, zur Teilnahme an einer 
Planungszelle eingeladen zu werden. Durch die 
Zufallsauswahl wird eine Form der Repräsentaion 
der Bevölkerung im Beteiligungsverfahren herge-

stellt. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer beraten 

stellvertretend für die gesamte Bürgerschat.

3.  Das Verfahren Planungszelle

Abbildung 1: Bürgerinnen und Bürger engagieren sich
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Informaion als Basis der Meinungsbildung

Die im Zufallsverfahren ausgewählten Bürgergut-
achterinnen und -gutachter tagen meist in zwei, 
Planungszellen genannten, Gruppen. Sie absolvie-

ren im Falle viertägiger Planungszellen bis zu 16, 
bei zweitägigen Planungszellen bis zu 8 anderthalb-

stündige Arbeitseinheiten zusammen. In das Thema 
der jeweiligen Arbeitseinheit führt jeweils ein etwa 
30-minüiger Informaionsteil ein. Dieser besteht 
darin, dass eine Experin oder ein Experte zum 
Thema der Arbeitseinheit einen kurzen Impulsvor-
trag hält. So bekommen alle Teilnehmenden die 
gleichen Informaionen, auf deren Grundlage sie 
sich eine eigene Meinung bilden können. Gibt es 
unterschiedliche Perspekiven auf das Thema oder 
divergierende Standpunkte zu den in Frage stehen-

den Sachverhalten, werden diese von mehreren 
Experinnen bzw. Experten vorgestellt. Im Anschluss 
an die Kurzvorträge können die Bürgerinnen und 
Bürger Fragen an die Refereninnen und Referenten 
stellen und diskuieren. Im Informaionsteil wird den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Planungs-
zelle so eine gemeinsame Wissensbasis vermitelt.

Ablauf der Arbeitseinheiten

An den Informaionsteil schließt sich die Meinungs-

bildung in Kleingruppen von etwa fünf Bürgerinnen 
und Bürgern in sogenannten Arbeitseinheiten an. 
Die Aufgaben für die Arbeitseinheiten sind vom 
Moderaionsteam vor der Planungszelle entwickelt 
worden. Der Einluss von Experinnen und Experten 
und Interessengruppen ist auf die einführenden 
Referate beschränkt. Hier können sie zu den Sach-
informaionen auch Argumente für ihre Posiion 
darstellen. An der anschließenden Meinungsbildung 
in Kleingruppen nehmen sie jedoch nicht teil. Dort 
entwickeln die Bürgergutachterinnen und Bürger-

gutachter ohne Anwesenheit von Experinnen und 
Experten und auch ohne externe Moderaion auf 
der Grundlage von Arbeitsaufgaben ihre Empfeh-

lungen zum Thema. Die Zusammensetzung der 
Kleingruppen wechselt nach dem Zufalls prinzip. So 
wird der Meinungsführerschat Einzelner entge-

gengewirkt und zudem gewährleistet, dass sich 
im Verlauf der Planungszelle alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer über ihre Ansichten austauschen 
können. Die Arbeitsergebnisse halten die Kleingrup-

pen jeweils auf Moderaionskarten fest.

Dauer Akteure Inhalt

5 min Prozessbegleitung Einführung in die Arbeitseinheit

10 min Referent/in 1 Vortrag

10 min Referent/in 2 Vortrag

10 min Plenum Sachliche Rückfragen

30 min Kleingruppe Arbeitsaufgaben

20 min Plenum Präsentaion der 
Gruppenergebnisse/Visualisierung

 5 min Teilnehmer/in Bewertung

Tabelle 1: Schemaischer Ablauf einer Arbeitseinheit
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Das Bürgergutachten

Die nach dem beschriebenen Vorgehen erar-
beiteten und gewichteten Empfehlungen aus 
allen Arbeitseinheiten der Planungszelle werden 
anschließend durch die Prozessbegleitung in einem 
Bürgergutachten zusammengeführt. Dazu werden 
die Ergebnisse so verdichtet, dass inhaltlich gleiche 

oder sehr ähnliche Empfehlungen der Planungszelle 
zusammengefasst werden und die Punktezahl 
addiert wird. Die Formulierung der Empfehlung 
lehnt sich an die während der Arbeitseinheit gefun-

dene Wortwahl an, stammt aber von der Prozess-
begleitung. Vor Drucklegung und Veröfentlichung 
erhalten die Teilnehmenden den Text zur Prüfung, 
damit sichergestellt wird, dass im Bürgergutachten 

die Meinung der Teilnehmenden festgehalten ist 
und die Ergebnisse nicht etwa durch Missinter-

pretaionen im Verlaufe der redakionellen Arbeit 
verfälscht wurden. Die Empfehlungen der Bürger-
gutachterinnen und Bürgergutachter haben einen 

empfehlenden Charakter. Das Bürgergutachten wird 
Vertreterinnen und Vertretern der Verkehrswirt-
schat und der Verkehrspoliik übergeben.

Zusammentragen der Ergebnisse im Plenum

Die Ergebnisse der Kleingruppenarbeiten werden im 
Plenum zusammengetragen und von den einzel-
nen Gruppen präseniert. Die Prozessbegleitung 
 (Moderaion) dokumeniert sie für alle Anwesenden 
sichtbar auf Pinnwänden oder Plakaten (Flipcharts). 
Inhaltlich gleiche Empfehlungen aus verschiedenen 
Kleingruppen werden dabei in Absprache mit den 
beteiligten Kleingruppen zusammengefasst. Zum 
Abschluss jeder Arbeitseinheit werden die doku-

menierten Ergebnisse der Kleingruppen durch das 
Aukleben von Punkten gewichtet. 

Um eine breite Vielfalt von Bürgerinnen und Bür-
gern einzubeziehen und die Repräsentaivität der 
Ergebnisse zu erhöhen, werden in der Regel zwei 
Planungszellen parallel durchgeführt. Das Arbeits-

programm dieser Planungszellen ist idenisch. In 
beiden Gruppen werden gleiche Eingangsreferate 
gehalten und es werden die gleichen Arbeitsbläter 
in die Kleingruppen gegeben. Zur Bewertung der 
Ergebnisse erhält jede teilnehmende Person beider 
Planungszellen dieselbe Anzahl von Gewichtungs-

punkten.

Abbildung 2: Die Empfehlungen werden auf Flipcharts und Pinnwänden gruppiert und gewichtet
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4.1  Zufallsauswahl

Das ursprüngliche Ziel der Zufallsauswahl war es, 
ca. 50 Bürgerinnen und Bürger für die Durchfüh-

rung von zwei Planungszellen zu gewinnen. Hierzu 
wurden insgesamt 2.000 Bürgerinnen und Bürger 
Berlins per Zufallsauswahl aus dem Melderegister 
des Einwohnermeldeamts der Stadt gezogen und 
eingeladen. Die Kriterien für die Zufallsauswahl 
waren eine gleichmäßige Geschlechterverteilung 
und ein Mindestalter von 18 Jahren.

Da die Zusage und Teilnahme an einer Planungs-

zelle freiwillig ist, wird bei dem Verfahren eine 
vergleichsweise große Zufallssichprobe gezogen, 
um die angestrebte Anzahl Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer zu gewinnen. Schließlich gilt es zu be-

rücksichigen, dass die angeschriebenen Personen 
aus unterschiedlichen Gründen der Einladung nicht 

folgen können oder wollen. 

Die in der Zufallsauswahl gezogenen Personen 
erhielten ein Einladungsschreiben von Prof. Dr. 
Hans-Liudger Dienel, Projektleitung von VERS und 
Geschätsführender Direktor – Insitut für Beruf-
liche Bildung und Arbeitslehre TU Berlin, mit einem 
Grußwort der VBB-Geschätsführerin Susanne 
Henckel sowie ein Informaionsschreiben mit den 
wichigsten Informaionen zum Verfahren. Zudem 
waren der Einladung ein Informaionslyer und eine 
portofreie Rückantwortkarte beigelegt. 

Insgesamt gingen 36 Rückantworten mit der Zusage 
zur Teilnahme beim nexus Insitut ein, sodass die 
ursprünglich geplanten zwei Planungszellen auf 
eine einzelne Planungszelle reduziert wurden. Die 
Planungszelle fand am 16. und 17. September 2016 
im Tagungswerk Jerusalemkirche in Berlin stat.

Im Vorfeld der Veranstaltung sowie kurzfrisig am 
Veranstaltungstag erfolgten mehrere Abmeldungen, 
sodass schließlich insgesamt 23 Bürgerinnen und 
Bürger an beiden Tagen des Beteiligungsverfahrens 
teilnahmen; zwei Teilnehmende wirkten lediglich 
am ersten Tag mit. 

4.2  Agenda

Die themaischen Schwerpunkte der Planungszelle 
„Neue Wege für den Zugang zum öfentlichen 
Nahverkehr in Berlin“ wurden aubauend auf den 
Ergebnissen der im Projekt VERS („Innovaive 
Verkehrszugangssysteme durch Nutzerbeteiligung“) 
vorab statgefundenen Literaturstudie sowie einer 
Befragung von 1.200 Fahrgästen im Berliner ÖPNV 
ausgewählt und als Agenda inhaltlich ausgearbeitet.

Im Folgenden wird diese Agenda im Detail erläutert.

Die erste Arbeitseinheit (Tag 1) diente der allge-

meinen Einführung in das Verfahren, in den Ablauf 
der Planungszellen und in das Thema. Im Rahmen 
der ersten Arbeitseinheit erfolgte auch die oizi-
elle Begrüßung der teilnehmenden Bürgerinnen 
und Bürger durch den VERS-Projektleiter, Prof. Dr. 
Hans-Liudger Dienel. In seiner Begrüßung dankte 
Herr Prof. Dr. Dienel vorab für das Interesse und die 
Teilnahme an der Planungszelle. Er erläuterte den 
Hintergrund und Kontext der Veranstaltung sowie 
deren Einbetung in das vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte 
VERS-Projekt „Innovaive Verkehrszugangssysteme 
durch Nutzerbeteiligung – VERS“.

Im Anschluss folgte die Vorstellung des Verfahrens 
Planungszelle sowie des allgemeinen Ablaufs der 
Arbeitseinheiten durch das Moderaionsteam des 
nexus Insituts.

Mit dem einführenden Kurzvortrag lieferte Herr 
Robin Kellermann von der TU Berlin (Projekt VERS) 
schließlich einen Überblick darüber, was unter 
einem Verkehrszugangssystem verstanden werden 
kann, welche Szenarien für Berlin denkbar und 
welche Aspekte allgemein zu berücksichigen sind. 
Themaisiert wurden u. a. das Nutzermedium, die 
Systemtechnik und Bedienfreundlichkeit, das Thema 
Daten(schutz), die Zugangskontrolle bzw. -registrie-

rung sowie mögliche Varianten zur Fahrpreisermit-

lung.

4.  Ablauf der Planungszelle
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Uhrzeit 16.09.2016 17.09.2016

09.00 – 10.30 Arbeitseinheit 1:

Begrüßung und Einführung in  
Verfahren und Thema 

Was heißt moderner Verkehrszugang  
zum ÖPNV?

Arbeitseinheit 5:

Nutzerdaten und Datenschutz

Die Bedeutung von Daten  

in der digitalen Gesellschat 

Datenschutzrelevanz im ÖPNV

10.30 – 11.00 Kafeepause Kafeepause

11.00 – 12.30 Arbeitseinheit 2:

Die Nutzermedien: 
Einwegkarte – Chipkarte – Handy

Überblick zu Nutzermedien und Varianten 
der Zugangslösungen mit In-Out-Erfassung

Praxisbeispiel „Nutzermedien“

Arbeitseinheit 6:

Zugangsbeschränkungen im  
öfentlichen Nahverkehr 

 

Praxisbeispiel Erfahrungen  
geschlossenes/ofenes System 

12.30 – 13.30 Mitagessen Mitagessen

13.30 – 15.00 Arbeitseinheit 3: 

Bedienfreundlichkeit der Technik

Anforderungen aus Nutzerperspekive 

Aktuelle Angebote und Erfahrungen, um 
komplexe Technik handhabbar zu machen

Arbeitseinheit 7:

„Zukuntsicket Berlin“ 

Zukuntsszenarien zum Berliner ÖPNV

Inhaltliche Zusammenfassung

Plädoyer aus Nutzersicht

15.00 – 15.30 Kafeepause Kafeepause

15.30 – 17.00 Arbeitseinheit 4:

Von der Fahrkarte zur Mobilitätskarte: 
Zusatzfunkionen und Einsatzmöglichkeiten

Vorteile und Möglichkeiten  
der Funkionserweiterung

Arbeitseinheit 8:

Ergebniszusammenfassung und Resümee

Ausklang mit Sektempfang

Die Agenda umfasste folgenden Ablauf für die Planungszelle:
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Am Ende der Arbeitseinheit tauschten sich die Teil-
nehmenden in der ersten Kleingruppenphase dann 
zur Frage aus: Was ist Ihnen im Hinblick auf einen 

modernen Zugang zum ÖPNV besonders wichig?

Die Arbeitseinheit 2 (Tag 1) themaisierte die 
verschiedenen Nutzermedien: Einwegkarte, 
Chipkarte und Handy. Die Referenten lieferten eine 
praxisnahe Vorstellung der verschiedenen „techni-
schen Varianten“ bei den Trägermedien. Frau Elke 

Fischer (VDV) referierte zunächst zu Medien und 
Verfahren für das elektronische Fahrgeldmanage-

ment im öfentlichen Personenverkehr am Beispiel 
des  (((eTicket Deutschland. Hierbei wurden ver-
schiedene Anwendungsbeispiele aus Deutschland 
sowie aus dem Ausland dargestellt. Im zweiten 
Vortrag stellte Herr Jean Hofman (BVG) die 

Praxiserfahrungen mit Nutzermedien der Berliner 
 Verkehrsbetriebe –  BVG vor.

In den Kleingruppen waren die Teilnehmenden 
aufgefordert, die wichigsten Vor- und Nachteile der 
drei Nutzermedien aufzuführen sowie ggf. weitere 
Aspekte zu benennen, die darüber hinaus bei der 

Wahl des Nutzermediums berücksichigt werden 
sollten. Zusätzlich konnten die Bürgerinnen und 
Bürger darüber absimmen, welches Trägermedium 
(Papiericket – Chipkarte – Handy) sie insgesamt 
bevorzugen.

In der Arbeitseinheit 3 (Tag 1) stand die Bedien-

freundlichkeit der Technik im Vordergrund. Zuerst 
widmete sich Herr Karl-Peter Naumann (Fahrgast-

verband ProBahn) in seinem Referat den Anfor-
derungen aus Nutzerperspekive. Dabei ging es 
unter anderem um die Herausforderungen, die für 
die Nutzerinnen und Nutzer im Umfeld des Ticket-
erwerbs (e-Ticket, Chipkarte) bis zur Registrierung 
(Be-In/Check-In) oder Fahrscheinkontrolle bestehen 
können und welche Lösungsansätze hierzu exis-

ieren. Im zweiten Vortrag berichtete Herr Jean 

Hofman (BVG) von den Erfahrungen mit dem 
Smartphone-Ticket und der entsprechenden App 
der Berliner Verkehrsbetriebe. Er berichtete von der 
Einführung des Tickets, der jährlichen Entwicklung 
der Kundennutzung, von der Verteilung der Ticket-
arten sowie von den Wünschen und Nutzungserfah-

rungen der Kundinnen und Kunden.

Abbildung 3: Einführung und Begrüßung durch Prof. Dr. Hans-Liudger Dienel (Projektleitung VERS)
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die Chancen und den potenziellen Kundennutzen 
als auch Nutzungshemmnisse, die Möglichkeiten 
elektronischer Fahrpreisermitlung und den Ausblick 
auf eine in Zukunt ggf. deutschlandweit einsetzbare 
Mobilitätskarte.

Die Teilnehmenden haten in der Gruppenphase 
dann die Aufgabe, die ihrer Meinung nach sinnvol-
len Zusatzfunkionen einer modernen Fahrkarte zu 
ideniizieren, sich aber auch mit den Nachteilen 
einer Kombinaion der Fahrscheinfunkion mit 
anderen Funkionen und Dienstleistungen ausein-

anderzusetzen.

Der zweite Tag der Planungszelle knüpte 
an die Themeninhalte der vorangegangenen 

 Arbeitseinheiten an. 

Den inhaltlichen Gegenstand der Arbeitseinheit 5 

bildete das Thema „Nutzerdaten und Datenschutz“. 
In den beiden Vorträgen erläuterten zuerst Herr 

 Alexander Sander (Digitale Gesellschat) und 

darauhin Herr Dr. Jens Ambrock (Referat für 

Wirtschat und Finanzen – Der Hamburgische 
Beautragte für Datenschutz und Informaionsfrei-
heit), welche Art von Daten bei welcher Form von 

In der Kleingruppenarbeit ging es dann darum, 
die größten Probleme im Hinblick auf die Bedien-

freundlichkeit von Verkehrszugangssystemen, z. B. 
beim Ticketerwerb, beim „Einchecken“ oder bei der 
Nutzung einer App, sowohl auf Seiten der Technik 
als auch auf Seiten der Nutzerinnen und Nutzer 
herauszustellen. Zudem waren die Teilnehmenden 
aufgefordert, Ideen für die Verbesserung der 
Bedienfreundlichkeit zu ersinnen.

Thema der Arbeitseinheit 4 (Tag 1) waren 

Zusatzfunkionen und Möglichkeiten der Funk-

ionserweiterung von Fahrkarten, z. B. zu einer 
„Mobilitätskarte“ oder „Mulifunkionskarte“. Frau 

Gertraud Schäfer (TU Dresden) stellte hierzu in 
ihrem Vortrag die Möglichkeiten und Funkionser-
weiterungen vor, die aktuell und zuküntig im ÖPNV 
bestehen, um eine herkömmliche Fahrkarte zur 
erweiterten mulimodalen Mobilitätskarte werden 
zu lassen. Anhand von verschiedenen deutschen 
und internaionalen Praxisbeispielen wurden 
Zusatzfunkionen wie Car-Sharing, Bike-Sharing, 
Eintritskarten, Bezahlfunkion, Rabatmöglichkeiten 
sowie auch die Eintritskartenfunkion für Museen, 
Bibliotheken, Schwimmbäder etc. dargestellt. 
Darüber hinaus themaisierte der Vortrag sowohl 

Abbildung 4: Die Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter und das Planungszellenteam
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Erkenntnisse aller vorangegangenen Arbeitseinhei-
ten schließlich zusammenführen und in den Klein-

gruppen ihr Konzept für ein „Zukuntsicket Berlin“, 
d. h. Zukuntsszenarien zum Berliner ÖPNV 

erarbeiten. Ziel der Arbeitseinheit war die Konkre-

isierung der Empfehlungen in Form handhabbarer 
Konzepte, aber auch die mögliche Ergänzung von 
Themen und Inhalten mit Rückblick auf die in den 
Planungszellen behandelten Schwerpunkte.

Zur Vorbereitung der Gruppenarbeit formulierte 
zunächst Herr Jens Wieseke als Vertreter des 
Berliner Fahrgastverbands IGEB ein Plädoyer aus 

Nutzersicht. Darin themaisierte er den Zugang zu 
Informaionen, die Verständlichkeit der Tarife sowie 
verkehrspoliische und soziale Gedanken bezüglich 
der Tarife und kommenierte die Idee des soge-

nannten „Bürgerickets“ auf inanzieller Grundlage 
einer verbindlichen Haushaltsabgabe. Zudem 
ging er auf die verschiedenen Vertriebswege, die 
Probleme im Umfeld digitaler Nutzermedien und 
auf mögliche Doppelfunkionen bei Karten (Muli-

funkion) ein.

E-Tickeing anfallen und wie diese in Hintergrund-

systemen verarbeitet werden. Es wurde erläutert, 
wo Risiken und neue Bedarfe datenschutzrecht-
lichen Schutzes (verglichen etwa zum herkömm-

lichen Papierfahrschein) entstehen und was es in 
der zuküntigen Entwicklung des E-Tickeing aus 
datenschutzrechtlicher Perspekive zu beachten gilt. 

Die Kleingruppen setzten sich anschließend zum 
einen mit den Bedenken auseinander, die sie in 

Bezug zum Datenschutz in Verkehrszugangssyste-

men mit digitalem Technologieeinsatz haben. Zum 
anderen erarbeiteten sie Empfehlungen, wie die ggf. 
Bereitstellung von personenbezogenen Daten (z. B. 
auch Reiseinformaionen) zu einer Opimierung des 
Berliner ÖPNV beitragen könnte. 

Arbeitseinheit 6 fokussierte das Thema „Zugangs-

beschränkungen im öfentlichen Nahverkehr“. 
Herr Egon Hogenboom (Elfer Advies) schilderte 

in seinem Vortrag die vielseiigen Praxiserfahrun-

gen, die in den Niederlanden mit dem dorigen 
geschlossenen Verkehrssystem gemacht wurden. 
Da Herr Hogenboom den Prozess der Einführung 
des Systems als Berater begleitet hat, konnte er in 
seinem Referat sehr praxisnah über die Erfahrun-

gen rund um die „OV Chipkaart“ berichten. Der 
Vortrag gab Einblicke in die Kundenbewertungen 
der Verkehrsbetriebe und des Zugangssystems, die 
Erfahrungen der Verkehrsunternehmen sowie deren 
Kommunikaionskonzept. Zudem widmete er sich 
sowohl der Frage des akiven Auscheckens durch 
die Fahrgäste als auch den Auswirkungen auf die 
Schwarzfahrerquoten und lieferte eine Gegenüber-
stellung wesentlicher Faktoren wie Kosten, Auf-
wand, Privatheit, Daten, Möglichkeiten und Sicher-
heit bei ofenen und geschlossenen Systemen.

Die Kleingruppen sollten sich darauhin mit der 
Frage auseinandersetzen: Was sind die Vorteile und 

Nachteile von Zugangsbeschränkungen im öfent-
lichen Personen-Nahverkehr? Des Weiteren sollten 

die Teilnehmenden ihre größten Bedenken in Bezug 
auf mögliche technische Fehler erörtern, die eine 
reibungslose Funkion geschlossener Verkehrszu-

gangssysteme gefährden könnten.

In der Arbeitseinheit 7 sollten die Bürgergutachte-

rinnen und Bürgergutachter die Erfahrungen und 
Abbildung 5: Inputreferat durch Herrn Hogenboom 

von Elfer Advies, NL
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für Berlin zu entwickeln. Die in den Kleingruppen er-
arbeiteten Konzepte wurden schließlich im Plenum 
gegenseiig vorgestellt.

In der Arbeitseinheit 8 erfolgte das Resümee der 

Veranstaltung. Der Abschluss dieser letzten Arbeits-

einheit diente der Relexion des Verfahrens und 
der Klärung weiterer organisatorischer Punkte. Zur 
Relexion des Verfahrens fand eine Blitzlichtrunde 
stat, in der die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
in der Gruppe ihre Highlights der vergangenen 
zwei Tage nennen konnten. Anschließend wurde 
ein anonymisierter Fragebogen zur Bewertung des 
Verfahrens ausgeteilt.

Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der 

Planungszelle wurde durch die Moderaion und 
im Namen des Projekts VERS für ihre tatkrätige 
ehrenamtliche Mitwirkung gedankt. Zum Abschluss 
der Veranstaltung erhielten die Teilnehmenden eine 
Aufwandsentschädigung, anschließend wurden die 
Bürgerinnen und Bürger bei einem Glas Sekt bzw. 
Sat verabschiedet.

Im Anschluss folgten eine inhaltliche Ergebniszu-

sammenfassung und die Zusammenführung der 
bepunkteten Ergebnisse aus den vorangegangenen 

Einheiten durch Frau Manuela Weber aus dem 
 Moderaionsteam (nexus). Die Teilnehmenden 
konnten sich auf diese Weise die Inhalte und 
die eigenen Arbeitsergebnisse – inklusive ihrer 
Rangordnung (Bepunktung) – noch einmal zusam-

menfassend vor Augen führen und dabei ggf. noch 
untereinander klärende Rückfragen stellen.

Als driten Input schlug Herr Robin Kellermann 

(TU Berlin/Projekt VERS) in seiner themaischen 
Zusammenfassung noch einmal einen Bogen 

zur Anfangs situaion und den Zielsetzungen der 
Planungszelle und erinnerte die Teilnehmenden 
an die Strukturen und wesentlichen Aspekte von 
Verkehrszugangssystemen, die es im Hinblick auf die 
anschließende Kleingruppenarbeit zu beachten galt.

Die Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter 

bekamen für die letzte Gruppenarbeitsphase 
schließlich die Aufgabe, die Inhalte und Erfahrun-

gen aus allen vorangegangenen Arbeitseinheiten 
zusammenzuführen und dabei das „Zukuntsicket“ 

Abbildung 6: Diskussion in Kleingruppen
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4.3  Die Bürgergutachterinnen und  

Bürgergutachter

An der Planungszelle „Neue Wege für den Zugang 
zum öfentlichen Nahverkehr in Berlin“ beteiligten 
sich an beiden Tagen 23 Berliner Bürgerinnen und 
Bürger.

Da die Veranstaltung von der Berliner Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung und Umwelt oiziell 
als Bildungsveranstaltung anerkannt wurde, war es 

den Berufstäigen möglich, für den Zeitraum der 
Planungszelle, Bildungsurlaub zu beantragen. Davon 
Gebrauch gemacht haben sechs Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer.

Altersverteilung

Der Altersdurchschnit der Bürgergutachterinnen 
und Bürgergutachter der Planungszelle lag im 
höheren Erwachsenenalter bei rund 53 Jahre. Die 
Altersspanne reichte von 26 bis 79 Jahren. Dabei 
war die Altersgruppe der 46- bis 55-Jährigen am 
stärksten repräseniert und nahm ungefähr ein Drit-
tel der gesamten Teilnehmerzahl ein (vgl. Abbildung 
8). Die zweitgrößte Altersgruppe stellten die 56- bis 
65-Jährigen dar, gefolgt von der Altersgruppe der 
mindestens 66-Jährigen. Am wenigsten repräsen-

iert waren sowohl die Altersgruppe der 36- bis 
45-Jährigen als auch die der unter 36-Jährigen.

Abbildung 8: Anteil der Frauen und Männer, die an 
der Planungszelle teilgenommen haben (n=23)

Abbildung 7: Altersverteilung der Teilnehmenden 
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Geschlechterverteilung

Von den Teilnehmenden der Planungszelle waren 
etwas mehr als zwei Dritel (16 Personen) weiblich 
und etwas weniger als ein Dritel (7 Personen) 
männlich (vgl. Abbildung 7).

Sozio-ökonomischer Aspekt

Durch die Zufallsauswahl ist es gelungen, 
Vertreterinnen und Vertreter verschiedener 
gesellschatlicher Schichten in der Planungszelle 
zusammenzubringen. Die Teilnehmenden haten 
unterschiedlichste professionelle Hintergründe, 
sodass einem einseiigen Dialog vorgebeugt werden 
konnte.

Anhand der Liste der verschiedenen von den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Planungs-

zelle ausgeübten Berufe (vgl. Tabelle 2) lassen sich 
die unterschiedlichen sozio-ökonomischen Hinter-
gründe erkennen.  
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Tabelle 2: Berufe der Teilnehmenden der Planungszelle

Angestellte/r Ingenieur/in Sicherheitsmitarbeiter/in

Ausstellungsleiter/in Projektleiter/in Sotware-Ingenieur/in

Beamte/r Projektmanager/in Sozialarbeiter/in

Betriebswirt/in Referent/in Student/in

Datenanalyst/in Rentner/in Systemdisponent/in

Informaiker/in Sachbearbeiter/in
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Der folgende Abschnit umfasst die Darstellung der 
Ergebnisse aus allen Arbeitseinheiten der zweitä-

gigen Planungszellen. Wie in Kapitel 3 erläutert, 
sammelten die Teilnehmenden ihre Empfehlungen 
zum jeweiligen Thema auf Moderaionskarten 
und gewichteten deren Bedeutsamkeit durch die 

Vergabe von Klebepunkten. Diese Punkte wurden 
jeweils ausgezählt und bilden die Grundlage der im 
Folgenden abgebildeten Diagramme.

Meist erhielten die Bürgerinnen und Bürger mehre-

re Punkte (z. B. drei Punkte), die dann auf verschie-

dene Empfehlungen innerhalb einer Fragestellung 
verteilt werden konnten. In der Ergebnisdarstellung 
wird daher zu Beginn jedes Kapitels jeweils die Zahl 
der zur Verfügung gestellten Punkte genannt. Zu-

dem wird erklärt, ob es den Teilnehmenden erlaubt 

war, diese Punkte „frei“, also auch gebündelt für 
eine einzelne Empfehlung zu vergeben oder ob sie 
diese auf mehrere Empfehlungen verteilen muss-

ten. Hierdurch variieren zwischen den Arbeitsein-

heiten bzw. den Graiken die Zahl der zur Verfügung 
gestellten Punkte und somit auch die Gesamtzahl 
der tatsächlich vergebenen Bewertungspunkte.

Die Darstellung erfolgt dabei anhand eines 
Diagramms, das die Gesamtzahl (Summe) aller 
Punkte abbildet, die in der Planungszelle zu einer 

Empfehlung vergeben worden sind. Zur besseren 
Lesbarkeit werden dabei ausschließlich jene Emp-

fehlungen visualisiert, für die auch Punkte vergeben 
worden sind. Sämtliche Empfehlungen, auch wenn 
für diese keine Punkte vergeben worden sind, 
werden im Begleitext im Sinne der Vollständigkeit 
aufgeführt.

5.1  Arbeitseinheit 1: Begrüßung und Einführung 

in Verfahren und Thema

Am ersten Tag wurden die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in der ersten Arbeitseinheit durch 
Herrn Prof. Dr. Hans-Liudger Dienel, Leiter im 
Projekt VERS und Geschätsführender Direktor des 
Insituts für Beruliche Bildung und Arbeitslehre 
der TU Berlin, begrüßt. Hierbei erläuterte er auch 
kurz den Hintergrund der Veranstaltung als Teil des 
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geförderten Projekts „VERS“.

Anschließend stellten die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des nexus Insituts den Ablauf und die 
Charakterisika des Verfahrens „Planungszelle“ vor 
und begrüßten ihrerseits die der teilnehmenden 
Bürgerinnen und Bürger als neutrale Prozessbeglei-
ter der Planungszelle.

5.  Darstellung der Ergebnisse und Empfehlungen

Abbildung 9: Komponenten von Verkehrszugangssystemen, Vortrag R. Kellermann (TU Berlin)
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In seinem Einführungsvortrag gab Herr Robin Kel-
lermann (TU Berlin/Projekt VERS) einen Überblick 
zu der Begrilichkeit von Verkehrszugangssystemen 
sowie zu denkbaren Szenarien für den Verkehrszu-

gang in Berlin. Wichige Aspekte dabei waren vor 
allem das Nutzermedium, die Bedienfreundlichkeit, 
die mögliche Funkionsvielfalt, Nutzerdaten und 
Datenschutz, Zugangsbarrieren sowie Zugangsregis-

trierung und Varianten zur Fahrpreisermitlung (vgl. 
Abbildung 9).

Am Ende der Arbeitseinheit wurden die Teilneh-

menden zum ersten Mal in Kleingruppen aufgeteilt. 
Folgende Frage wurde dabei diskuiert: Was ist 

Ihnen im Hinblick auf einen modernen Zugang zum 

ÖPNV besonders wichig?

Folgende Punkte sind den Bürgergutachterinnen 

und Bürgergutachtern besonders wichig, wenn es 
um einen modernen Verkehrszugang zum ÖPNV 

geht:

•	 Einfache	Handhabung	und	Nutzerfreundlich-
keit, die auch die spontane Nutzung ermöglicht. 

Barrierefreiheit und eine einfache Bedienung 

für Nutzergruppen wie Behinderte, Menschen 

ohne Handy oder ohne Computer, aber auch 

Touristen, da die Einsiegshürde durch neue 
Technik höher eingeschätzt wird. Einfachheit 

und Transparenz für die Bürger sowie opionale 
Extraickets, z. B. beim Miführen von Kindern, 
Fahrrädern oder Hunden

	

•	 Sozialverträglichkeit, niemand soll ausgegrenzt 

werden

•	 Technische Zuverlässigkeit inkl. der persönli-

chen Sicherheit und gesundheitlicher Aspekte

•	 Datenschutz, d. h. insbesondere dürfen keine 

Bewegungsproile erstellt werden 

•	 Kostentransparenz, d. h. Kostenkontrolle, 
Preistransparenz und verständliche Tarife

•	 komplete Transporfreiheit 

•	 Systemopimierung mitels Datennutzung 
 (posiive Auswirkungen) sowie allgemeiner 
Ausbau und bessere Taktung des Verkehrsnetzes

•	 Vielseiige	Einsatzmöglichkeiten	und	
	Kompaibilität	mit anderen Verkehrsmiteln 
(Taxi, Fahrrad)

•	 Automatenstandorte sollten sichtbar und 

ausreichend viele vorhanden sein

•	 Tarifgestaltung, d. h. günsiger Preis, Zeitak-

tung (Güligkeit des Tickets)

•	 Wahlmöglichkeit, d. h. keine totale Abhängig-

keit von bargeldlosen Medien

•	 Der Service, speziell Kundenservice und Notruf 
soll aufrechterhalten bzw. ausgebaut werden, 

Automaten ersetzen keine Menschen

In der ersten Arbeitseinheit wurden keine Punkte 
vergeben, sodass die Reihenfolge der hier unterein-
ander stehenden Empfehlungen willkürlich ist und 
keiner Gewichtung folgt.

Abbildung 10: Ergebnisse der ersten Arbeitseinheit
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5.2  Arbeitseinheit 2: „Die Nutzermedien: 

Einwegkarte – Chipkarte – Handy“

Diese Arbeitseinheit widmete sich den verschie-

denen Nutzermedien, speziell dem klassischen 
Papierfahrschein, der Chipkarte und dem Handy 
bzw. Smartphone. Mit den unterschiedlichen 
Nutzermedien sind jeweils sowohl verschiedene 
Systemanforderungen, Einsatzmöglichkeiten als 
auch Einschränkungen und Rahmenbedingungen 
für Verkehrszugangssysteme verbunden. 

Am Beispiel des (((eTicket Deutschland stellte 
zunächst Frau Elke Fischer vom Verband Deutscher 
Verkehrsunternehmen in ihrem Vortrag eine digitale 
Variante der Zugangslösung mit In-Out-Erfassung 
vor. Da Teilkomponenten des (((eTicket Deutschland 

bereits in vielen Verkehrsbetrieben in Deutschland 
zum Einsatz kommen, konnten erste Einblicke in die 
Anwendungsmöglichkeiten eines überregionalen 
E-Tickeing-Systems auf Grundlage nur eines Nut-
zermediums vermitelt werden. Im zweiten Vortrag 
widmete sich Herr Jean Hofman (BVG) den bei den 
Berliner Verkehrsbetrieben aktuell verfügbaren Nut-
zermedien und gab einen Überblick zu den Erfah-

rungen der BVG mit dem klassischen Papiericket, 
der Chipkarte (fahrCard) und den Handyickets. 

Im Anschluss wurden in den Kleingruppen folgende 
Fragen diskuiert:

• Was sind aus Ihrer Sicht die wichigsten Vorteile 
und Nachteile der drei Nutzermedien?

 

• Was sollte darüber hinaus noch bei der Wahl 

des Nutzermediums berücksichigt werden? 

Für die anschließende Gewichtung erhielten die 
Teilnehmenden für beide Fragen zusammen vier 
Punkte, von denen sie maximal zwei Punkte auf 
einmal für einen Vorteil, einen Nachteil oder 
einen weiteren Aspekt vergeben durten. Für 
die Gewichtung der Ergebnisse mussten sich die 

Teilnehmenden daher entscheiden, ob sie ihre 

insgesamt vier Punkte auf Vorteile oder Nachteile 
von Papierickets, Chipkarten oder Handy sowie ggf. 
auch für einen weiteren wichigen Aspekt vergeben 
möchten. Insgesamt standen den 25 Bürgergut-
achterinnen und -gutachtern damit 100 Punkte 

zur Verfügung, deren Verteilung in den folgenden 
Graiken dargestellt ist.

Vor- und Nachteile von Papierickets

Mit insgesamt 15 Punkten weisen die Bürgergutach-

terinnen und Bürgergutachter den größten Vorteil 

der Papierickets darin aus, dass diese weitgehend 
lexibel sind: Papierickets (ungenutzt) können ein-

fach übertragen bzw. weitergegeben werden, ihre 
Verwendung ist planbar, man kann sie „anfassen“ 
und sie sind gegenüber digitalen Medien „sichtbar“, 
was auch die Kostenkontrolle bei der Verwendung 
ermöglicht. Kein anderer Aspekt, ob nun ein Vorteil 
oder Nachteil, irgendeines Nutzermediums konnte 
so viele Punkte auf sich vereinen!

An zweiter Stelle stehen mit jeweils sieben verge-

benen Punkten gemeinsam die Aspekte Sozialver-
träglichkeit und Datensicherheit. Die Bürgergutach-

terinnen und Bürgergutachter stellen heraus, dass 

die Nutzung des Papierickets nicht bspw. den Besitz 
eines Bankkontos oder eines Smartphones erfor-
dere, wodurch besimmte Bevölkerungsschichten 
nicht ausgeschlossen werden würden. Da mit der 

Nutzung und dem Erwerb des Papierickets keine 
gleichzeiige Dokumentaion oder Speicherung von 
persönlichen Daten einhergehe, sei die Datensicher-
heit gegeben.

Als weitere Vorteile sehen die Teilnehmenden, dass 
sich Papierickets bislang bewährt haben (2 Punkte) 
und dass ihre Verwendung transparent ist (1 Punkt).

Darüber hinaus wurde der einfache Zugang zu 
Papierickets (Erwerb) genannt, für den jedoch kein 
Punkt vergeben wurde.

Auf der Seite der Nachteile wurden nur wenige 

Aspekte genannt, wobei nur ein genannter Aspekt 
Punkte erhielt: Als Nachteil von Papierickets wird 
ihre zuweilen mangelhate Verfügbarkeit und der 
mit dem Erwerb verbundene Zeitaufwand  
(z. B. Druckvorgang am Automaten) gesehen. Hier 
wurden zwei Punkte vergeben. 

Ein weiterer Nachteil, der jedoch nicht bepunktet 
wurde, ist die materielle Empindlichkeit des 
Mediums Papier sowie die Störanfälligkeit der 
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Abbildung 11: Was sind aus Ihrer Sicht die wichigsten Vorteile des Papierickets?

Abbildung 12: Was sind aus Ihrer Sicht die wichigsten Nachteile des Papierickets?

Verkaufsautomaten. Zudem ist ein Papiericket bei 
Verlust nicht ersetzbar. Ebenfalls ohne Punkt wurde 
schließlich noch als weiterer negaiver Aspekt 
darauf hingewiesen, dass der durch die Tickets 
verursachte Massenverbrauch von Papier nicht 
umwelfreundlich sei. 

Vor- und Nachteile von Chipkarten

Der mit Abstand wichigste Vorteil von Chipkarten 

wird mit insgesamt zwölf vergebenen Punkten – 
ähnlich dem Papiericket – darin gesehen, dass 
Chipkarten-Tickets allgemein eine einfache und 
lexible Nutzung ermöglichen: Sie gelten als prak-

isch, komfortabel und übertragbar, sind einfach zu 
benutzen, ersetzbar, aus haltbarem Material sowie 
zeitsparend im Einsatz, da kein Kauf am Automaten 
und Kleingeld nöig ist (man muss nicht in der 
Tasche suchen).

Mit deutlichem Abstand folgt an zweiter Stelle 
mit drei Punkten das Opimierungspotenzial des 

gesamten Verkehrssystems, das sich durch die mög-

liche staisische Auswertung von Mobilitätsdaten 
für die Verkehrsbetreiber ergibt und wiederum den 
Fahrgästen zugutekommt. An driter Stelle steht mit 
zwei Punkten der Aspekt, dass es – insbesondere 
gegenüber dem Handy – bei der Chipkarte zudem 
technisch möglich ist, dass kein automaisches 
Bewegungsproil erstellt wird, da die Karte selbst 
keine Daten sende.

Bei den Nachteilen steht mit vier Punkten an erster 
Stelle die mangelhate Transparenz und fehlende 
Kosten kontrolle bei Chipkarten, zumal der Inhalt 
des Chips (z. B. berechneter Fahrpreis, gespeich-
erte Daten) nicht mit bloßem Auge von der Karte 
abgelesen werden kann. Mit zwei Punkten folgen an 
zweiter Stelle der Datenschutz und damit auch der 
Zweifel, dass die von dem System erzeugten Daten 
anonymisiert sind und keine Erstellung von Bewe-

gungsproilen zulassen.
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„Wer eins hat, hat es immer dabei“, so werde das 
Handy bzw. das Smartphone gewissermaßen zu 
einer „Karte für vieles“. 

Als zweitwichigster Vorteil folgt mit drei Punkten 
die Möglichkeit der Verknüpfung und Integrierbar-
keit des Handyickets mit anderen Services   
(z. B. Routeninfo) sowie die mögliche Interakion 
und Kommunikaion mit dem Anbieter, z. B. auch 
um Kundeninformaionen anzufragen. 

An driter Stelle steht mit einem vergebenen 
Punkt der Aspekt der Barrierefreiheit (z. B. gegen-

über dem Erwerb am ggf. schwer zugänglichen 
 Automaten).

Ein weiterer Aspekt (nicht bepunktet) war, dass 
beim Handy mitels Bildkontrolle bzw. durch den 
Abgleich mit einer hinterlegten Fotograie ein 
Missbrauch durch Drite erschwert und somit ein 
gewisses Maß an Sicherheit erlangt werden könne. 

Den ersten Rang unter den Nachteilen von Handy-
ickets nimmt mit insgesamt 13 Punkten das 
Thema „Datenschutz“ ein: Viele Teilnehmende 
sehen die Gefahr der Zugänglichkeit der auf ihrem 

Weitere Nachteile, für die bei der Gewichtung keine 
Punkte vergeben wurden, sind: mögliche Probleme 
beim Verlust der Chipkarte, eine Abhängigkeit von 
neuen Technologien und der ggf. eingeschränkte 
Zugang für sozial Benachteiligte (Besitz eines Kontos 
erforderlich) oder geisig eingeschränkte Personen. 
Ebenfalls als Nachteil wird angesehen, dass die 
Nutzer sich beim Erwerb der Chipkarte ggf. auf ein 
besimmtes Tarifmodell festlegen müssten, welches 
aber, sowohl z. B. im Falle eines mitgeführten 
Fahrrads oder Hundes als auch bei einer Begleitper-
son oder mit der Familie, nicht mehr passend wäre. 
Zudem wurde angemerkt, dass die Verwendung von 
Plasik-Chipkarten grundsätzlich eine Umweltbelas-

tung darstellen würde.

Vor- und Nachteile von Handyickets

Auch in Bezug auf das Handyicket stehen bei den 
Bürgergutachterinnen und -gutachtern die Flexibi-
lität und der Komfort an erster Stelle der Vorteile. 

Hier wurden fünf Punkte vergeben: Das Handy 
habe man immer dabei, es sei prakisch und lexibel 
sowie komfortabel. Es sei schnell ein spontaner 
Ticketkauf möglich, wenn man grade unterwegs sei; 
insbesondere für Spontannutzer sei dies von Vorteil. 

Abbildung 13: Was sind aus Ihrer Sicht die wichigsten Vorteile der Chipkarte?

Abbildung 14: Was sind aus Ihrer Sicht die wichigsten Nachteile der Chipkarte?
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Abbildung 15: Was sind aus Ihrer Sicht die wichigsten Vorteile des Handyickets?

Abbildung 16: Was sind aus Ihrer Sicht die wichigsten Nachteile des Handyickets?

des Handyickets sind die etwaigen Probleme beim 
Verlust oder Diebstahl des Handys, Einschränkungen 
bei der Übertragbarkeit des Tickets bzw. Handys, 
der Akku- Verbrauch der Fahrschein-Applikaion 
(falls diese während der Nutzung durchgehend 
akiviert sein muss) sowie die Tatsache, dass die 
Nutzerinnen und Nutzer ein Konto benöigten und 
dies den Zugang mitelloser und sozial oder geisig 
eingeschränkter Personen erschwere.

Weitere wichige Aspekte bei der Wahl  
des Nutzermediums

Die Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter 

konnten neben der Angabe von Vor- und Nachteilen 
der drei Nutzermedien weitere Aspekte benen-

nen, die ihnen bei der Wahl des Nutzermediums 
wichig sind. Dabei enfallen an erster Stelle sechs 
Punkte auf die Barrierefreiheit und Wahlfreiheit 
des Nutzermediums. Es folgt mit drei Punkten der 
Hinweis, dass weiterhin eine Bargeldzahlung beim 
Ticketerwerb möglich bleiben solle sowie mit zwei 

Smart phone beindlichen bzw. der durch das 
Handyicket übermitelten Daten. Mit den auf 
dem Handy verfügbaren Informaionen sei eine 
„komplete Personalisierung“ der Nutzerinnen und 
Nutzer möglich. 

Mit deutlichem Abstand folgt an zweiter Stelle mit 
zwei Punkten das Problem der Kostenkontrolle, 
insbesondere im Falle, wenn über eine Handyappli-
kaion automaisch Tickets erworben bzw. Fahr-
preise automaisch berechnet werden würden. Die 
Bürgerinnen- und Bürgergutachter sehen hierbei 

die Möglichkeit einer unzureichenden Transparenz 
der anfallenden Kosten als Schwachpunkt. Jeweils 
ein Punkt wurde vergeben für die Netzabhängigkeit 
bzw. die Bedingung einer Netzverbindung des 
Handys sowie die Systemabhängigkeit von neuen 
Technologien, die ggf. noch fehlerbehatet und 
instabil funkionieren.

Die von den Bürgergutachterinnen und Bürgergut-

achtern ohne Bepunktung genannten Nachteile 
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Das bevorzugte Nutzermedium

Zusätzlich zu der Gewichtung der Empfehlungen 
aus den Kleingruppen konnten die Teilnehmenden 
in einer weiteren Absimmung angeben, welches 
der drei Nutzermedien sie insgesamt bevorzugen. 
Hierzu hate jede Teilnehmerin und jeder Teilneh-

mer jeweils eine Simme bzw. einen zu vergebenden 
Punkt. Das Votum fällt mit 15 Nennungen deutlich 
für das Nutzermedium „Chipkarte“ aus, gefolgt 
mit deutlichem Abstand vom Papiericket mit acht 
Simmen. Nur zwei der Teilnehmenden bevorzugen 
demgegenüber das Handy als Medium für ihren 
Fahrschein.

Punkten der Vorschlag eines kostenlosen ÖPNV (im 
VBB). Jeweils einen Punkt erhalten die drei Emp-

fehlungen, dass eine „dauerhate Nutzbarkeit und 
Nachhaligkeit“ und eine „bessere Tarifübersicht“ 
sowie, dass „Rabate, Ermäßigungen etc. möglich“ 
sein müssten.

Weitere Aspekte, für die keine Punkte vergeben 
wurden, sind: die nutzergebundene Chipkarte mit 
Foto, der Wunsch nach einer technischen Verbesse-

rung (insb. bei den Automaten, Papierfahrschein), 
eine allgemeine Systemtransparenz, eine insgesamt 
bessere „Userbility“ und komfortable Nutzung, 
ein opimiertes Umgehen mit Systemfehlern, die 
nutzerseiige Wahl freiheit zwischen Technologie 
und Anonymität sowie der Wunsch, dass die 
menschliche Interakion nicht durch Medien ersetzt 
werden solle.

Insgesamt fällt auf, dass vor allem die Vorteile von 
Papierickets und Chipkarten als Nutzermedien 
viele Punkte erhalten haben, während die Gewich-

tung der Nachteile ofensichtlich insgesamt eine 
gerin gere Priorität hate. Etwas anders ist es beim 
Handy icket: Hier wurden mehr Nachteile durch 
Punkte hervorgehoben als Vorteile.

Abbildung 17: Was sollte noch bei der Wahl des Nutzermediums berücksichigt werden?
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Abbildung 18: Welches Nutzermedium bevorzugen Sie?

5.3  Arbeitseinheit 3:  

„Bedienfreundlichkeit der Technik“

Die drite Arbeitseinheit zielte auf die Anforderun-

gen an die Bedienfreundlichkeit der Technik von 
Verkehrszugangssystemen seitens der Nutzerinnen 
und Nutzer. Je nach Nutzermedium und Zugang 
ergeben sich verschiedene Situaionen und Ansprü-

che der Fahrgäste, z. B. rund um den Ticketerwerb, 
beim Einchecken oder auch bei der Bedienung einer 

Smartphone-App.

Den Autakt bildete der Vortrag von Herrn  
Karl-Peter  Naumann vom Fahrgastverband PRO 
BAHN. Als Fahrgastvertreter stellte er speziell die 
Herausforderungen auf Seiten der Nutzerinnen und 
Nutzer dar und ging dabei unter anderem auf die 
Bedienbarkeit von Fahrscheinautomaten und die 
Übersichtlichkeit von Tarifsystemen ein. Insbeson-

dere hob er die Bedeutung der Themenbereiche 

Informaion für die Fahrgäste, Handhabbarkeit, 
Sicherheit und Rückfallebene, den Vertrieb/Kauf 
von Fahrscheinen und die Preistransparenz hervor.

Das zweite Referat wurde von Herrn Jean Hofman 
von den Berliner Verkehrsbetrieben (BVG) gehalten. 
Mit dem Fokus auf das Smartphone-Ticket der 
BVG gab er einen Überblick über die seitens des 
Verkehrsbetreibers gesammelten Erfahrungen, die 
seit der Einführung der Handy-Applikaion im Jahr 
2014 gemacht worden sind. Er präsenierte wichige 
Rahmeninformaionen zur Verbreitung und Nutzung 

der Sotware durch die Nutzerinnen und Nutzer der 
BVG und stellte die bestehenden Kundenwünsche 
und das geplante weitere Vorgehen der BVG vor.

In den Kleingruppen standen folgende Fragen zur 
Aufgabe:

• Was sind die größten Probleme im Hinblick 

auf die Bedienfreundlichkeit von Verkehrs-

zugangssystemen, z. B. beim Ticketerwerb, 

beim „Einchecken“ oder bei der Nutzung einer 

App auf Seiten der Technik und auf Seiten der 

Nutzer/innen?

• Welche Ideen für die Verbesserung der  

Bedienfreundlichkeit haben Sie?

Den Teilnehmenden standen für die anschließende 
Punktevergabe insgesamt vier Punkte zur Gewich-

tung der Probleme (Frage 1) zur Verfügung sowie 
weitere zwei Punkte, die für die Verbesserungs-

vorschläge (Frage 2) vergeben werden konnten. Es 
durten in beiden Fällen (maximal) zwei Punkte für 
eine Empfehlung vergeben werden.
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Probleme auf Seiten der Technik

Die von den Gutachterinnen und Gutachtern dis-

kuierten Probleme in Bezug auf die Bedienfreund-

lichkeit diferenzieren sich einerseits in technische, 
andererseits in nutzerbedingte Probleme. Unter den 
auf Seiten der Systemtechnik ausgemachten Prob-

lemen wird mit 19 Punkten deutlich am häuigsten 
darauf hingewiesen, dass es derzeit keine einheit-
lichen technischen Standards gebe. Dieser Aspekt 
bezieht sich insbesondere auf den überregionalen 
und den Verkehrsanbieter übergreifenden Kontext, 
wo z. B. bei den unterschiedlichen Unternehmen 
(BVG, S-Bahn, Regionalverkehr, Fernverkehr) sowohl 
verschiedene Automatenmodelle (Papiericket-
verkauf) als auch Smartphone-Applikaionen mit 
verschiedener Menüführung im Einsatz sind. Die 
Teilnehmenden sprechen sich in dieser Empfehlung 
klar für (überregional) standardisierte Systeme mit 
einheitlicher und insbesondere einfacher Menü-

führung aus. Die Menüführung und Bedienbarkeit 
der aktuell im Einsatz beindlichen Ticketautomaten 
wird in diesem Zusammenhang als „realitäts-

fern“, „benutzerunfreundlich“ und „aufwändig“ 
 bezeichnet.

An zweiter Stelle wird mit zwölf Punkten die allge-

meine Störanfälligkeit von Technik kriisiert. Hierzu 
zählen nicht funkionierende bzw. kapute Automa-

ten und die infolgedessen verursachten Zusatzwege 
zu Automaten auf dem Bahnhof (Papiericket) auf 
der Suche nach einem funkionstüchigen Apparat. 
Bezogen auf die Handyickets werden hier der 
notwendige Netzzugang der Geräte und damit die 
Netzabhängigkeit als mögliche Problemquellen 
angeführt.

Mit neun Punkten folgt auf Platz drei der Hinweis 
auf die zuweilen eingeschränkten Bezahlmög-

lichkeiten an Automaten, sodass zum Teil eine 
Barzahlung manchmal schwierig oder gar unmöglich 
ist. Auf Rang vier schließt sich mit insgesamt acht 
vergebenen Punkten mit dem Plädoyer für eine 
bessere Lesbarkeit von Displayanzeigen ein wei-
terer Aspekt an, der sich auf die Ticketautomaten 
bezieht. Die Teilnehmenden wünschen sich hier 
große Displays und große Schrit sowie die wei-
testgehende Blendfreiheit von Automatendisplays, 
wobei damit die Ablesbarkeit der Displays grund-

sätzlich als technisches Problem deklariert wird. 
An fünter Stelle werden mit vier Punkten auch für 

Abbildung 19: Was sind die größten Probleme im Hinblick auf die Bedienfreundlichkeit von Verkehrszugangs-

systemen auf Seiten der Technik?
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acht Punkten die Tarikomplexität und Informa-
ionsüberlutung, der die Nutzerinnen und Nutzer 
ausgesetzt sind, sowie punktgleich die Lesbarkeit 
der Automaten. Ähnlich schließt sich auch der mit 
sechs Punkten an vierter Stelle stehende Hinweis 
auf die wichige Bedeutung von Kommunikaion 
und Service für die Kundinnen und Kunden an, 
inklusive der diesbezüglich durch die Teilnehmen-

den formulierten Frage: Wie komme ich zu meinem 

Ticket (z. B. auch Ortsfremde)? An fünter Stelle 
folgt mit vier Punkten eine allgemeine Abhängigkeit 
z. B. von dem Besitz eines Bankkontos oder auch 
die Notwendigkeit einer vorliegenden Registrierung 
im System und/oder die Voraussetzung, ein aktu-

elles Handy bzw. Smartphone mit einer aktuellen 
Sotwareausstatung zu besitzen. Wiederholt wird 
somit an dieser Stelle auf eine mögliche Ausgren-

zung von Personen hingewiesen, welche diese 
Voraussetzungen nicht erfüllen. Schließlich wird des 
Weiteren darauf hingewiesen, dass für Nutzerinnen 
und Nutzer Probleme entstehen, wenn es z. B. bei 
Verlust oder Diebstahl von Handy oder Chipkarte 
keine alternaiven Ausweichvarianten zum Handy-
icket geben sollte. Zudem müsse es auch für Kinder 
ab sechs Jahren Möglichkeiten zum Fahrschein-
erwerb ohne Handy geben.

digitale Nutzermedien technische Systemfehler als 
Problem ausgewiesen. Speziisch steht dahinter 
z. B. die Befürchtung, dass die Kompaibilität von 
Betriebssystemen bei Smartphones in der Zukunt 
fraglich sei oder dass es zu Installaions- oder 
Uploadproblemen bzw. zu Problemen bei der 
Datenübertragungstechnik kommen könne. An 
sechster Stelle landet (2 Punkte) der Hinweis auf 
inkonsequente Entwertungsmöglichkeiten bei den 
verschiedenen Fahrscheintypen. Gegenüber dem 
Abstempeln bei Papierfahrscheinen mangele es an 
einer Entsprechung bei digitalen Fahrscheinen auf 
Chipkarten oder Handyickets. Ebenfalls zwei Punkte 
enfallen auf den Hinweis zu möglichen Problemen 
bei der Datenübertragungstechnik von Automaten 
(EC). Schließlich wird mit einem vergebenen Punkt 
auch das Thema der Barrierefreiheit als technisches 
Problem ausgewiesen.

Probleme auf Seiten der Nutzerinnen und Nutzer

Auf Seiten der Nutzerinnen und Nutzer steht mit 
16 Punkten an erster Stelle die Herausforderung, 
nutzer seiig Technik erlernen und verstehen 
zu  müssen. Dabei weisen die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer (selbstkriisch) auf mangelnde 
Kenntnisse und zum Teil fehlende Technikaini-
tät, sogar Lernresistenz unter Nutzerinnen und 
Nutzern hin. Dies bezieht sich insgesamt nicht nur 
auf den Umgang mit z. B. dem Smartphone oder 
Chipkartensystemen, sondern auch auf den Dialog 
mit den Ticketautomaten. Auf Platz zwei folgt mit 

2 Hier wird von Teilnehmenden vorgeschlagen, dass z. B. auf dem Startfenster nach der Zielgruppe (z. B. Studierende, Rentner, Familie) 
gefragt wird und sich dann die folgende Menüführung automatisch an dieser Zielgruppenvorgabe orientiert, z. B. entsprechende Optionen 
anbietet oder ausschließt etc.

Abbildung 20: Was sind die größten Probleme im Hinblick auf die Bedienfreundlichkeit von Verkehrszugangs-

systemen auf Seiten der Nutzer/innen?
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Mit jeweils zwei Punkten folgen Empfehlungen, 
auch beim Kauf über eine Smartphone-App auf 
einmal mehrere Tickets auf Vorrat erwerben zu kön-

nen (inkl. ggf. Rabate bei bspw. einer Vierer karte) 
und der Hinweis, die Druckzeit von Papierickets 
an Fahrscheinautomaten zu reduzieren. Schließlich 
weisen die Teilnehmenden noch auf die Opion 
einer Wahlmöglichkeit bei der Entwertung von 
Fahrscheinen hin (1 Punkt) bzw. einen entsprechen-

den Vorgang bei der Nutzung digitaler Fahrscheine 
(Handy oder Chipkarte).

Empfehlungen, die keine Punkte erhielten, sind 
die Funkion einer Spracherkennung, die Über-
mitlung einer (digitalen) Buchungsbestäigung 
sowie die Mehrsprachigkeit von Systemen, sei es 
beim Handyicket, aber insbesondere auch bei den 
Ticketautomaten.

5.4  Arbeitseinheit 4: „Von der Fahrkarte zur 

Mobilitätskarte: Zusatzfunkionen  
und Einsatzmöglichkeiten“

Die vierte Arbeitseinheit bildete den Abschluss des 
ersten Tages der zweitägigen Planungszelle. Sie ging 
inhaltlich der Frage nach, welche Zusatzfunkionen 
für digitale Nutzermedien über die reine Fahr-
scheinnutzung hinaus bestehen bzw. möglich und 
sinnvoll erscheinen, um diese bspw. zu einer „Mobi-
litätskarte“ oder „Mulifunkionskarte“ auszuweiten. 

Ideen zur Verbesserung der Bedienfreundlichkeit

Die Bürgergutachterinnen und Bürgergutachter soll-

ten in der Kleingruppenphase nicht allein mögliche 
Probleme der Bedienfreundlichkeit ideniizieren, 
sondern waren zudem aufgefordert, ihre Ideen zu 
einer Verbesserung der Bedienfreundlichkeit zu 
formulieren und entsprechende Handlungsemp-

fehlungen zu diskuieren. Dabei stellt sich mit 14 
vergebenen Punkten die Empfehlung „Mensch stat 
Maschine“ als wichigste heraus: Die Teilnehmen-

den wünschen sich beratende Menschen vor Ort, 
z. B. auch als Ticketverkäufer. Auch der am zweit-
häuigsten genannte Aspekt (11 Punkte) schließt 
sich diesem Tenor mit dem Bedürfnis nach einem 
erreichbaren und kompetenten Kundenservice 
an. Ebenfalls elf Punkte erhält das Anliegen einer 
besseren, zielgruppenorienierten Eingabe und 
Menüführung2. 

Es folgt mit vier Punkten die Empfehlung, fakultaive 
(opionale) Zusatzinformaionen, z. B. auch eine 
aktuelle Routendarstellung, Alternaivverbindun-

gen, Verspätungen etc. den Kundinnen und Kunden 
im Umfeld einer Smartphone-App zur Verfügung 
zu stellen. An fünter Stelle steht der Wunsch nach 
ersichtlich klaren und greibaren Vorteilen für die 
Nutzerinnen und Nutzer, wenn sie moderne bzw. 
digitale Verkehrszugangssysteme und Medien wie 
Chipkarten oder Handys als Fahrscheine verwenden. 

Abbildung 21: Welche Ideen für die Verbesserung der Bedienfreundlichkeit haben Sie?
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Sinnvolle Zusatzfunkionen

Den meisten Zuspruch (17 Punkte) erhalten Zusatz-

funkionen, die in Zusammenhang mit dem Zugang 
zu kommunalen Angebote, wie z. B. zu öfentlichen 
Kultureinrichtungen (Bibliothek, Museum), Volks-

hochschule, Sportvereine stehen. Es folgt an zweiter 
Stelle (15 Punkte) die überregionale Verwendbarkeit 
von Nutzermedien (Überregionalität), d. h. die Mög-

lichkeit, mit nur einem Medium deutschlandweit 

oder sogar internaional (D, EU, Welt) Fahrscheine 
erwerben bzw. reisen zu können. Deutlich weniger 
Punkte erhält an driter Stelle die Empfehlung, dass 
im Zuge der Vereinigung verschiedener Funkionen 
ein zentralisiertes und übergreifend geregeltes 
Sicherheitssystem mit einheitlichen Standards und 
Sicherheitsanforderungen etabliert werden könne 
(4 Punkte).

Eine weitere, speziell auf Smartphone-Apps bezo-

gene Zusatzfunkion ist die opionale Anzeige von 
Informaionen (3 Punkte) in der räumlichen Umge-

bung des Reisegebiets, wie z. B. öfentliche Toileten 
(WCs). Die Kombinaion der Fahrscheinfunkion mit 
Zugangsmöglichkeiten zum Car- oder Bike-Sharing 
folgt mit zwei Punkten.

Empfehlungen, die ohne Punkte blieben, sind die 
Funkionserweiterung von ÖPNV-Fahrscheinen als 
Flugickets, die Möglichkeit zu Buchungsextras (z. B. 

In ihrem Vortrag „Die Mobilitätskarte als Mulifunk-

ionales Ticket“ gab Frau Gertraud Schäfer von der 
Technischen Universität Dresden einen Überblick zu 
aktuell in der Anwendung beindlichen Funkions-
erweiterungen und illustrierte diese durch verschie-

dene Praxisbeispiele. Aufgegrifen wurden dabei  
z. B. Zusatzfunkionen wie Car-Sharing, Bike- Sharing, 
Eintritskarten, Bezahlfunkion, Rabatmöglichkeiten 
oder auch Eintritskarten für Museen, Bibliotheken, 
Schwimmbäder etc. 

Die Fragestellungen für die Gruppenarbeit lauteten 
darauhin:

• Was könnten sinnvolle Zusatzfunkionen einer 
modernen Fahrkarte, wie z. B. Car-Sharing, 

Rabate, bargeldloses Einkaufen, Eintritskarten 
für Events, sein? Welche Zusatzfunkionen fallen 
Ihnen darüber hinaus ein? 

• Welche Nachteile sehen Sie bei der Kombinaion 
mit anderen Funkionen und Dienstleistungen?

 

Für die Gewichtung standen den Gutachterinnen 
und Gutachtern bei der Frage 1 und bei der Frage 
2 jeweils zwei Punkte zur Verfügung, beide Punkte 
durten hierbei kulminiert, d. h. auf einmal für eine 
Empfehlung vergeben werden.

Abbildung 22: Was könnten sinnvolle Zusatzfunkionen einer modernen Fahrkarte sein?  
Welche Zusatzfunkionen fallen Ihnen darüber hinaus ein?
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WLAN), Rabate und Bonusprogramme sowie eine 
Zugangsmöglichkeit für die Lagerung von Gepäck. 
Auf einer Moderaionskarte ist darüber hinaus 
vermerkt, dass durch die Vereinigung verschiedener 
Chipkarten-Funkionen schließlich weniger Platz in 
der Geldbörse benöigt würde.

Nachteile von Zusatzfunkionen

Das Zusammenführen verschiedener Funkionen 
und Dienstleistungen kann auch Nachteile mit sich 
bringen. Die Bürgergutachterinnen und Bürgergut-

achter sehen hier an vorderster Stelle (15 Punkte) 
die Gefahr der Datensammlung und des Daten-

missbrauchs als problemaisch an. Dies umfasst die 
Skepsis gegenüber der Erstellung von Verhaltens-, 
Benutzer- und Bewegungsproilen, die Zusendung 
von Werbung und Spam sowie grundlegende 
Datensicherheitsbedenken. An zweiter Stelle folgt 
mit neun Punkten die Vermutung, dass die Imple-

menierung von Zusatzfunkionen ausschließlich für 
die Dienstleister und weniger für die Kundinnen und 
Kunden von Vorteil seien, was auch das Vertrauen in 
entsprechende Rabatsysteme negaiv beeinlusse.

An driter Stelle steht mit sieben Punkten die 
Begrenzung der Anbietervielfalt, wenn unter-
schiedliche Funkionen ggf. ehemals verschiedener 
Anbieter auf ein einzelnes Medium und System 
reduziert werden. In der Folge verliere sich die 
Vielfäligkeit der Anbieter aus dem Auge, es 

entwickeln sich womöglich Anbieter-Monopole 
und damit auch ggf. eine Abhängigkeit von dem 
System eines Dienstleisters. Gleichsam mit sieben 
Punkten und somit ebenfalls auf Rang drei schließt 
sich als weiterer möglicher Nachteil der Anreiz zu 
zusätzlichem Konsum an, der durch ggf. bequeme 
Bezahlvorgänge entstehen könnte. Im Neben- und 
Miteinander verschiedener Dienstleister mit 

jeweils eigenen Interessenslagen könnten die 
mitels des Mediums verfügbaren Informaionen 
zur Kundenlenkung genutzt werden und damit zu 
„unkriischem Konsum“ anregen. Zugleich entgleitet 
den Kundinnen und Kunden ggf. die Kontrolle über 
die eigenen Ausgaben. Im Falle einer Bezahlfunkion 
könnten die Nutzerinnen und Nutzer auch dazu 
verführt werden, mehr auszugeben, als sie sich 
leisten können.

Deutlich weniger (2) Punkte kann das Thema 
„Jugendschutz“ auf sich vereinen: Grundsätzlich 
be stehe die Möglichkeit, dass die Mehrfach funkion 
auch Zugang zu für Kinder und Jugendliche un-

geeigneten Inhalten oder Leistungen ermögliche 
(vorstellbar bspw. bei Car-Sharing). Ebenfalls zwei 
Punkte erhielt die unklare Verantwortlich- und 
Zuständigkeit bei ggf. mehreren Vertragspartnern 
einer Mulifunkionskarte: Wer ist der jurisische 
Vertragspartner und in welchem vertraglichen 
Verhältnis steht man mit diesem? Wer rechnet wie 
ab? Wer ist für Hilfe und Service bei Problemen 

Abbildung 23: Welche Nachteile sehen Sie bei der Kombinaion mit anderen Funkionen und Dienstleistungen?
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zuständig? Diese Fragen könnten ggf. zwischen den 
Parteien hin und her geschoben werden, sodass die 
Nutzerinnen und Nutzer schließlich keine Verant-
wortlichkeit festmachen könnten. Schließlich folgt 
mit einem Punkt das Risiko eines höheren Verlust-
schadens: Mit Verlust einer einzelnen Karte ist mit 
einem Male alles weg! Damit birgt die Mulicard 
ein zusätzliches Sicherheitsrisiko; ggf. müssen bei 
Verlust bei mehreren Anbietern einzeln Kündigun-

gen eingereicht werden.

Ein weiterer Nachteil, der von den Bürgerinnen 
und Bürgern ideniiziert wurde, bei der 
Gewichtung aber keine Punkte erhalten hate, ist 
die „Überlappung von Funkionen“ und damit die 
mögliche Gefahr, dass ein Medium verschiedene 
Aufgaben zu bewäligen hat und damit ggf. keine 
der einzelnen Funkionen perfekt beherrscht.

5.5  Arbeitseinheit 5:  

„Nutzerdaten und Datenschutz“

Mit der Einheit fünf zum Thema „Nutzerdaten und 
Datenschutz“ startete die Planungszelle in den zwei-
ten Tag des Beteiligungsverfahrens. Verschiedene 
Aspekte des Datenschutzes und des Umgangs mit 
Daten von Nutzerinnen und Nutzern wurden von 
den Teilnehmenden bereits in den vorangegange-

nen Arbeitseinheiten themaisiert; in dieser Einheit 
wurde nun die Gelegenheit gegeben, sich intensiv 

und fokussiert mit dieser ofensichtlich wichigen 
Themaik auseinanderzusetzen.

In dieser Einheit erfolgte die themaische Einfüh-

rung wieder durch zwei Expertenreferate: Den 
Autakt bildete ein Vortrag durch Herrn Alexander 
Sander vom Verein „Digitale Gesellschat e. V.“, 
danach folgten die Ausführungen von Herrn Dr. 
Jens Ambrock, der für das Referat für Wirtschat 
und Finanzen des Hamburgischen Beautragten für 
Datenschutz und Informaionsfreiheit arbeitet.

Die Referenten schilderten aus jeweils unterschied-
licher insituioneller Perspekive, wie und in 
welcher Form Daten im Umfeld von Verkehrs-
zugangssystemen mit E-Tickeing aukommen, wie 
diese von Hintergrundsystemen verarbeitet und 
gespeichert werden und inwieweit Zugang auf 
Reise- bzw. Kundendaten durch Drite möglich ist. 

Die Kleingruppen diskuierten und behandelten im 
Anschluss folgende Fragestellungen: 

• Welche Bedenken (rote Karten) haben Sie in 
Bezug zum Datenschutz in Verkehrszugangs-
systemen mit digitaler Technologie?

 

• Wie könnte das Bereitstellen von personenbe-

zogenen Daten (z. B. auch Reiseinformaionen) 
zu einer Opimierung des Berliner ÖPNV 
beitragen?

 

Für beide Fragen erhielten die Bürgergutachterin-

nen und Bürgergutachter jeweils zwei Punkte zur 
Gewichtung. Diese durten auf zwei Empfehlungen 
verteilt oder auch zusammen (kulminiert) für eine 
einzelne Empfehlung vergeben werden.

Bedenken zum Datenschutz in  

Verkehrszugangssystemen

Unter den Bedenken bezüglich des Datenschutzes 
steht bei den Teilnehmenden an erster Stelle mit 13 
Punkten die Angst vor einer digitalen Überwachung. 
Die im Zuge der digitalen Technologie anfallenden 
Daten ließen die Erstellung von Bewegungsproilen 
und damit eine umfassende Überwachung von 
einzelnen Fahrgästen zu. Sofern keine vollständige 
Anonymisierung der Daten gewährleistet werden 
könne, werde der Fahrgast somit zum gläsernen 
Menschen. Die Daten könnten den Verkehrs-
unternehmen über die Reiseinformaionen hinaus 
Anhaltspunkte auf private, außerhalb der Nutzung 
des ÖPNV liegende Belange geben. 

Hieran inhaltlich und in der Gewichtung (11 Punkte) 
dicht anschließend folgt der Aspekt „Datenklau & 
Datenweitergabe“: Es besteht die Befürchtung, dass 
neben den Verkehrsunternehmen mitels Datenklau 
auch Außenstehende Zugrif auf Fahrgastdaten 
erschleichen könnten, sei es über den Server des 
Verkehrsanbieters oder aber auch durch das Aus-
lesen von Daten, die z. B. auf RFID-Chips der Nutzer-
medien hinterlegt sind. Sobald einmal Nutzerdaten 
in falsche Hände geraten sind, sei auch die beliebige 
Weitergabe dieser Daten zu befürchten. 

An driter Stelle (8 Punkte) steht dann auch als eine 
mögliche Folge der beiden erstgenannten Bedenken 



Darstellung der Ergebnisse und Empfehlungen36

die (ggf. massive) Zusendung von Werbung. Dabei 
weisen die Gutachterinnen und Gutachter zugleich 
auch auf eine im Zuge der Werbeakivitäten 
 mögliche Preismanipulaion hin.

Einige Teilnehmende sehen des Weiteren einen 

erhöhten Zeitaufwand auf die Kundinnen und 
Kunden zukommen (5 Punkte). Dieser ergebe sich 
bspw. aus der (ggf. recht intensiven) notwendigen 
Auseinandersetzung mit den bezüglich des Daten-

schutzes relevanten Bestandteilen der jeweiligen 
Geschätsbedingungen des Verkehrsanbieters sowie 
der regelmäßigen Prüfung von Kontoabbuchungen 
und Rechnungen auf Richigkeit. Als ein weiterer 
 Aspekt wird darüber hinaus die Gefahr einer sozia-

len Selekion unter den Fahrgästen gesehen  
(4 Punkte). Die dem Verkehrsanbieter zur Verfügung 
gestellten persönlichen Daten der Nutzerinnen und 
Nutzer könnten einen Abgleich mit Datenbeständen 
anderer Insituionen (Unternehmen, Behörden 
etc.) ermöglichen, die dann (z. B. im Falle von ver-
minderter Kredifähigkeit) Grundlage einer Vertrags-

kündigung werden können. Ebenfalls vier Punkte 
enfallen auf den expliziten Datenmissbrauch. 
Dieser Aspekt ist separat zum oben  genannten Be-

denken „Datenklau & Datenweitergabe“ aufgeführt 
und speziiziert damit die mögliche Folge für den 
Fall, dass Daten (auf legalem oder illegalem Weg) in 
die Hände Driter gelangen. 

Ein zusätzlicher Aspekt, der im Rahmen der Gewich-

tung keinen Punkt erhielt, ist die „Falschdeutung 
von Daten“. Dieser Gesichtspunkt weist auf die Pro-

blemaik hin, dass z. B. Reisedaten durch besimmte 
Muster oder Regelmäßigkeiten etc. Anlässe zu Inter-
pretaionen und Vermutungen geben könnten, die 
den Fahrgast dann fälschlicherweise mit Strataten 
oder Fehlverhalten in Verbindung bringen könnten.

Opimierung des ÖPNV durch  
personenbezogene Daten

Grundsätzlich besteht durch die Bereitstellung 
personenbezogener Daten neben der Gefahr eines 
Missbrauchs auch ein Potenzial zur Opimierung 
bzw. Verbesserung besimmter Teilbestandteile 
des Verkehrszugangs oder der Verkehrsplanung. 
Die Teilnehmenden wurden daher gebeten, die aus 

ihrer Sicht bestehenden Opimierungsmöglichkeiten 
zu formulieren. Ein großer Teil der Teilnehmenden  
(20 Punkte) ist sich diesbezüglich allerdings einig, 
dass sie im Großen und Ganzen keine Opimie-

rung für notwendig erachten: „Was da ist, ist 
ausreichend“. Mit deutlich weniger (8) Punkten 
steht an zweiter Stelle der opionale Service, 
auf Basis personenbezogener Daten seitens des 
Verkehrsdienstleisters individuelle und fahrten-

bezogene Informaionen wie Vorabinformaionen 
bei Störung, Zusatzinformaionen auf der Route 
(Veranstaltungen, Ausstellungen) oder auch indivi-
duelle Informaionen (z. B. Behinderung, Nutzerver-
halten-bezogen) auf Abruf zur Verfügung zu stellen. 

Abbildung 24: Welche Bedenken haben Sie in Bezug zum Datenschutz in Verkehrszugangssystemen mit 

digitaler Technologie?
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5.6  Arbeitseinheit 6: „Zugangsbeschränkungen im  

öfentlichen Nahverkehr“

Die sechste Arbeitseinheit beschätigte sich mit den 
verschiedenen Aspekten von zugangsbeschränkten 
Nahverkehrssystemen. Weltweit gibt es bereits zahl-
reiche Beispiele für geschlossene Zugangs systeme, 
zum Teil mit physischen Zugangsbarrieren (z. B. 
London). Auch in Deutschland werden mancherorts 
immer wieder Vor- und Nachteile geschlossener 
Systeme diskuiert.

Der Expertenvortrag dieser Einheit erfolgte durch 
Herrn Egon Hogenboom vom Beratungsunter-
nehmen „Elfer Advies“. Das Unternehmen hat vor 
wenigen Jahren in den Niederlanden die Einführung 
eines geschlossenen Systems beraten und begleitet. 
Aubauend auf diesen Erfahrungen stellte Herr 
Hogenboom in seinem Vortrag praxisnah die Erfah-

rungen rund um die „OV Chipkaart“ vor. Inhalte des 
Referates waren Einblicke in die Kundenbewertun-

gen der Verkehrsbetriebe und des neuen Zugangs-

systems, die Perspekive der Verkehrsbetreiber 
sowie deren Kommunikaionskonzepte. Weitere 
Themen waren das akive Auschecken durch die 
Fahrgäste, Auswirkungen auf die Schwarzfahrer-
quoten und eine Aufstellung der Aspekte Kosten, 
Aufwand, Privatheit, Daten, Möglichkeiten und 
Sicherheit jeweils bei ofenen und geschlossenen 
Systemen.

Weniger serviceorieniert fallen die mit jeweils 
 sieben Punkten gewichteten nächsfolgenden 
Aspekte aus: die Opimierung der physischen 
Zugänge zu den Verkehrsmiteln sowie bedarfsge-

rechte Anpassungen (z. B. Zugdichte, Zuglänge) in 
Abhängigkeit des Verkehrslusses. Die Opimierung 
der physischen Zugänge bezieht sich z. B. auf die 
Ausstatung bzw. Instandhaltung der Aufzüge an 
Staionen, an denen regelmäßig viele Kinderwagen, 
Rollstühle oder Fahrräder mitgeführt werden. 
Insgesamt könne insbesondere die Mobilität einge-

schränkter Personengruppen durch entsprechend 
angepasste Maßnahmen erleichtert werden. 

Einen weiteren posiiven Gesichtspunkt sehen die 
Teilnehmenden darin, durch die Auswertung per-
sonenbezogener Daten möglicherweise ver misste 
Personen wiederzuinden (2 Punkte). Schließlich 
vergaben die Teilnehmenden noch einen Punkt für 
das Potenzial einer verbesserten Gefahrenabwehr, 
die bspw. durch die Auswertung von Bewegungs-

proilen ermöglicht werde.

Weitere von den Teilnehmenden ideniizierte 
Potenziale zur Opimierung des ÖPNV durch 
personenbezogene Daten, die keine Punkte 
bei der Gewichtung erhielten, sind individuelle 

 Rabatsysteme, eine vereinfachte Grundlage für 
ein überregional nutzbares Verkehrszugangssystem 
sowie die verbesserte Organisaion angemeldeter 
Fahrten, z. B. für Rollstuhlfahrer/innen oder Schul-/
Kindergartengruppen.

Abbildung 25: Wie könnte das Bereitstellen von personenbezogenen Daten zu einer  
Opimierung des Berliner ÖPNV beitragen?
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Für die Diskussion in den Arbeitsgruppen wurden 
den Teilnehmenden folgende Fragen gestellt: 

• Was sind die Vorteile und Nachteile von Zu-

gangsbeschränkungen im öfentlichen  
Personen-Nahverkehr?

• Was sind Ihre größten Bedenken in Bezug auf 

mögliche technische Fehler, die eine reibungs-

lose Funkion geschlossener Verkehrszugangs-

systeme gefährden könnten? 

Für die erste Frage standen zur Bepunktung der 
Empfehlungen später drei Punkte zur Verfügung, 
von denen jeweils maximal zwei Punkte auf ein 
Cluster vergeben werden durten. Für die zweite 
Frage konnten weitere zwei Punkte verteilt werden, 
beide Punkte konnten auch zusammen (kulminiert) 
vergeben werden.

Vorteile von Zugangsbeschränkungen im ÖPNV

An erster Stelle unter den Vorteilen von Zugangs-
beschränkungen im öfentlichen Personen-Nah-

verkehr steht mit zwölf Punkten das Thema 
„Sicherheit“. Im Falle eines geschlossenen Systems 
häten Personen mit Beläsigungs- oder Gefahren-

potenzial nicht mehr beliebig Zugang zu Fahrzeugen 
und Bahnhöfen bzw. müssten sich zumindest im 
Besitz eines Fahrscheins beinden. Eine Zugangs-

beschränkung vermindere ggf. Übernachtungen in 
Fahrzeugen und Bahnhöfen, könnte insgesamt zu 
weniger Diebstählen im ÖPNV führen und „Disko-

touren“ (Spaßfahrten von Jugendlichen mit lauter 

Musik) unatrakiver machen. Eine Karte mit der 
Formulierung „gefühlte Sicherheit“ relaiviert das 
Sicherheitsempinden auf eine möglicherweise nur 
vermeintlich höhere Sicherheit bei geschlossenen 
Systemen.

Am zweithäuigsten (10 Punkte) wurde der Aspekt 
der Gerechigkeit gewichtet: Dahinter steckt insbe-

sondere die Verringerung der Schwarzfahrerzahlen 
und die Aussicht, dass somit bei geschlossenen 
Systemen nur jene das ÖPNV-Angebot nutzen, die 
hierfür auch bezahlen („Zahlungsgerechigkeit“). 

An driter Stelle folgt mit fünf vergebenen Punkten 
die Vandalismusprävenion. Ähnlich dem Sicher-
heitsaspekt folgten aus dem beschränkten Zugang 
zu Fahrzeugen und Bahnhöfen weniger Fälle von 
Vandalismus und hierdurch weniger Reinigungs- 
und Instandsetzungsaufwand. 

Als ein weiterer Vorteil (1 Punkt) geschlossener 
Systeme wird zudem die Möglichkeit zur Anonymi-
sierung gesehen. Wenngleich geschlossene Systeme 
heutzutage mit dem Einsatz digitaler Technologie 
und digitalen Nutzermedien (Chipkarte) verbunden 
ist, können diese Medien auch ohne Personali-
sierung, d. h. ohne die Hinterlegung persönlicher 
Daten, eingerichtet werden.

Eine weitere Empfehlung der Bürgerinnen und 
Bürger, die bei der Gewichtung keinen Punkt erhal-
ten hat, lautet, dass eventuelle Mehreinnahmen 

Abbildung 26: Was sind die Vorteile von Zugangsbeschränkungen im öfentlichen Personen-Nahverkehr?
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infolge verringerter Schwarzfahrerzahlen bzw. mehr 
zahlender Fahrgäste an die Kundinnen und Kunden 
weitergegeben werden könnten bzw. sollten.

Nachteile von Zugangsbeschränkungen im ÖPNV

Mit deutlichem Abstand an erster Stelle unter den 
Nachteilen von Zugangsbeschränkungen im ÖPNV 
steht das Statement, ein solches System sei in erster 
Linie unbequem (14 Punkte): Als Kunde müsse 
man so immer die Fahrkarte (Chipkarte) zum Ein- 
oder Auschecken gribereit haben. Zudem häten 
Personen mit Sperrgepäck und insbesondere Roll-
stuhlfahrer/innen im Falle von Barrieren erschwerte 
Zugangsbedingungen. Insbesondere Dauerkarten-

besitzerinnen und -besitzer, die bislang einfach frei 
in Fahrzeuge ein- und aussteigen konnten müssten 
dann neuerdings ihre Karte zum Ein- und Ausche-

cken herausholen.

An zweiter Stelle folgen punktgleich (7 Punkte) die 
Aspekte „Überwachung“ und „Invesiionskosten“: 
Geschlossene Systeme werden hier in Verbindung 
mit personalisierten Chipkarten gesehen, sodass die 

Erstellung von Bewegungsproilen möglich sei und 
sich im Auge der Gutachterinnen und Gutachter 
darauhin die Gefahr einer ständigen Überwachung 
ableitet. Zudem fürchten die Teilnehmenden, dass 
die Einführung eines geschlossenen Systems einen 
sehr hohen Kostenaufwand nach sich ziehe und die 
Invesiionskosten voraussichtlich an die Fahrgäste 
weitergereicht würden sowie durch Steuergelder 
inanziert werden müssten.

Ein weiterer Nachteil (6 Punkte) von Zugangsbe-

schränkungen wird in dem damit verbundenen Sys-

temzwang gesehen, der alle Fahrgäste zur Nutzung 
von bspw. Chipkarten zwinge. Somit bestehe nicht 
mehr die Wahlmöglichkeit eines konvenionellen 
Papierickets; und wenn personenbezogene Daten 
auf den eingesetzten Chipkarten oder im System 
hinterlegt sind, müssten alle Kundinnen und 
Kunden dies alternaivlos akzepieren. An fünter 
Stelle schließt sich mit fünf Punkten an, dass die 
Teilnehmenden mit geschlossenen Systemen das 
Gefühl verbinden, „wie im Käig“ eingesperrt zu 
sein. Insbesondere Barrieren beim Ein- und/oder 
Ausgang könnten Beklemmung hervorrufen und zur 
Verstärkung sozialer Phobien beitragen. Zudem ver-
mitle das geschlossene System fehlendes Vertrauen 
von Seiten des Verkehrsdienstleisters, da durch die 
ständige Kontrollsituaion schließlich jedem einzel-
nen Fahrgast per se die Absicht des Schwarzfahrens 
unterstellt werde. 

Mit einem Punkt wurde schließlich noch das 
Argument gewichtet, dass ein geschlossenes System 
Obdachlose diskriminiere. Obdachlose häten vor-
aussichtlich kaum die Möglichkeit, bei einem Chip-

kartensystem in den Besitz einer güligen Fahrkarte 
zu gelangen, da für diese wiederum der Besitz eines 
Kontos Voraussetzung sei, welches Obdachlosen 
vielfach verwehrt werde. Zudem wurde in diesem 
Zusammenhang befürwortet, Bahnhöfe als Orte des 
Schutzes vor Kälte und Witerung für Obdachlose 
ggf. zugänglich zu halten.

Abbildung 27: Was sind die Nachteile von Zugangsbeschränkungen im öfentlichen Personen-Nahverkehr?
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An zweiter Stelle schließt sich mit 17 Punkten die 
Skepsis gegenüber einer korrekten Abrechnung 
von Fahrtkosten an. Welche Rolle und auch welche 
Nachweisplicht bestehen auf Seiten der Kunden, 
wenn Fehlabbuchungen autreten? Wer muss 
Fehlabbuchungen feststellen und entsprechend 
reagieren? Wie kann von Seiten der Kunden ein 
Systemfehler nachgewiesen werden? Wie ist es 
mit technischen Problemen beim Checkout, wenn 
das System auch nach dem Verlassen der Staion 
Fahrten in Rechnung stellt? Die Teilnehmenden 
fürchten, dass die Kundinnen und Kunden das Risiko 
tragen und in diesen Fällen selbst akiv werden und 
fehlerhaten Vorgängen nachspüren müssen. 

Deutlich dahinter folgen mit vier Punkten an 
driter Stelle mögliche Probleme mit der Chipkarte, 
defekten Lesegeräten sowie Sot- oder Hardware-

probleme auf Seiten des Verkehrsanbieters. 

Mit zwei Punkten gewichtet steht an vierter Posiion 
schließlich (unabhängig von Nofallsituaionen,  
s. o.) das Bedenken, dass die Türen bei den Bar-

rieren am Ein- bzw. Ausgang zuweilen Störungen 
 haben werden, die von den Reisenden entspre-

chend als Unannehmlichkeit zu ertragen seien.

Nachteile, die nicht mit Punkten gewichtet wurden, 
sind die Unfallgefahr im Umfeld von möglichen 
Barrieren bei Zugang oder Verlassen von Staionen, 
eine fehlende Kostentransparenz beim Einsatz 
digitaler Nutzermedien und damit verbundenen 
Tariberechnungs- und Abbuchungsverfahren sowie 
der Hinweis, dass bei technischen Störungen zu 
diesem Zeitpunkt vermeintlich kein/e Ansprech-

partner/in zur Verfügung stünde. Als weiterer Punkt 
genannt wird auch, dass ein Malussystem3, wie 

es im geschlossenen System in den Niederlanden 
besteht, abgelehnt werde.

Bedenken in Bezug auf mögliche technische Fehler

Mit insgesamt 22 Punkten ist das größte Bedenken 
der Teilnehmenden in Bezug auf mögliche techni-
sche Fehler bei zugangsbeschränkten Systemen die 
Sicherheitssituaion im Nofall. Die Gutachterinnen 
und Gutachter haben insbesondere die Sorge, dass, 
z. B. bei einem Feuerausbruch, einem Überfall oder 
einer Massenpanik, Barrieren beim Ein- und/oder 
Ausgang von Staionen die Fluchtmöglichkeiten 
einschränken und zum Sicherheitsrisiko für die 
Fahrgäste werden könnten. Auch die Frage, wie 
Barrieren im Falle eines Systemausfalls reagieren 
(automaische Öfnung oder Verriegelung?) sei 
zudem nicht zweifelsfrei zu beantworten.

Abbildung 28: Was sind Ihre größten Bedenken in Bezug auf mögliche technische Fehler, die eine reibungslose 
Funkion geschlossener Verkehrszugangssysteme gefährden könnten?

3 In dem vorgestellten System aus den Niederlanden werden z. T. Pauschalbeträge von auf den Chipkarten gebuchten Guthaben abgebucht, 
wenn Fahrgäste nicht ordnungsgemäß nach Fahrtenende auschecken.
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Ofen oder geschlossen?

Mit einem zusätzlichen Punkt konnten die Bürgerin-

nen und Bürger ein direktes Votum für oder gegen 
ein geschlossenes Verkehrszugangssystem abgeben. 
Von den insgesamt 23 am zweiten Veranstaltungs-

tag anwesenden Personen sprach sich mit 13 
Simmen (56 %) die Mehrheit gegen ein geschlosse-

nes Zugangssystem in Berlin aus. Immerhin standen 
dem aber auch acht Simmen (35 %) entgegen, 
die sich für die Einführung eines solchen Systems 
aussprachen. Weitere zwei Simmen (9 %) waren 
unentschlossen und könnten sich beide Varianten 
vorstellen.

5.7  Arbeitseinheit 7: „Zukuntsicket Berlin“ 
Zukuntsszenarien zum Berliner ÖPNV

In der letzten inhaltlichen Arbeitseinheit ging es 
schließlich darum, die Erfahrungen und Erkennt-
nisse der vorherigen Arbeitseinheiten in den Klein-

gruppen zu resümieren und darauhin Zukunts-
szenarien zum Berliner ÖPNV für ein „Zukuntsicket 
Berlin“ zu erarbeiten. Die Empfehlungen, die von 
den Bürgerinnen und Bürgern im Laufe der zwei 
Tage diskuiert und erarbeitet wurden, sollten somit 
in handhabbare Konzepte überführt werden. Es war 
grundsätzlich aber auch möglich, neue Ideen und 
Gedanken einzubringen, die den Teilnehmenden 
beim Rückblick auf ihre Arbeit gekommen sind.

Als Einleitung in die Arbeitseinheit 7 war zunächst 
Herr Jens Wieseke vom Berliner Fahrgastverband 
IGEB gebeten, aus Nutzersicht ein Plädoyer für ein 
zuküntiges Verkehrssystem in Berlin zu halten. The-

men des Vortrags waren unter anderem der Zugang 
zu Informaionen, die Verständlichkeit von Tarifen, 
verschiedene Vertriebswege, Probleme im Umfeld 
digitaler Nutzermedien, die Mulifunkionalität von 
Fahrkarten, eine verkehrspoliische und soziale 
Einschätzung des bestehenden Tarifsystems sowie 
der Idee des sogenannten „Bürgerickets“.

Im Anschluss folgte eine inhaltliche Zusammen-

fassung der Ergebnisse aus den vorangegangenen 

Einheiten durch Frau Manuela Weber aus dem 
Moderaionsteam (nexus). Dabei wurden die 
einzelnen Inhalte und Arbeitsergebnisse inklusive 
ihrer Rangordnung (Bepunktung) noch einmal 
zusammenfassend vorgestellt und die Möglichkeit 
für Rückfragen gegeben.

In einem weiteren Input-Referat lieferte Herr Robin 

Kellermann von der TU Berlin (Projekt VERS) im 

Rahmen einer themaischen Zusammenfassung 

noch einmal Anknüpfungspunkte an die Zielsetzun-

gen der Planungszelle und führte den Teilnehmen-

den dabei die Strukturen und wesentlichen Aspekte 
von Verkehrszugangssystemen vor Augen, welche 
die Grundlage für die anschließend stafindende 
Kleingruppenarbeit bildeten.

Abbildung 29: Wären Sie für oder gegen ein geschlossenes Verkehrszugangssystem?
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verständliches Fahrschein-Medium gesehen, mit 
dem allen Bevölkerungsgruppen (Alter, Bildung, 
sozialer Status) ein einfacher Zugang zum ÖPNV 
ermöglicht ist. Hierzu plädiert die Gruppe für die 
Aufrechterhaltung der Verkaufsstellen für Papier-
ickets. Die Opion einer Chipkarte oder auch eines 
Tokens wird zuvorderst als eine für Abo-Kunden 
atrakive Lösung gesehen, während die Handy-App 
vor allem als eine für Touristen und Berlin-Besucher 
sowie allgemein „Technikaine“ passende Variante 
gilt.

Die Bürgerinnen und Bürger der Gruppe A sprechen 
sich darüber hinaus für eine Beibehaltung des 
Tarifzonen-Systems für Berlin aus und damit gegen 
die Möglichkeit einer kilometergenauen Fahrpreis-

berechnung. Diese Empfehlung steht in enger 
Verbindung mit dem grundsätzlichen Wunsch, dass 
der Einsatz von Chipkarten (oder Token) in jedem 
Falle als anonymisierte Datenträger erfolgen müs-

se, sodass keinerlei Verbindung zwischen Chip und 
Fahrgast/Kunde hergestellt werden könne. Zudem 
soll keinerlei Datenweitergabe von Kunden- bzw. 
Reise- oder Bewegungsdaten erfolgen dürfen.

Arbeitsergebnisse – Gruppe B

Auch die zweite Gruppe empiehlt ein ofenes 
System, weist zugleich aber auf die Wichigkeit 
von Ticketkontrollen hin. Ebenso ist den Gruppen-

mitgliedern der Gruppe B wichig, dass weiterhin 
Papierfahrscheine zur Opion stehen sollen und 
dass es zudem keine tariliche Benachteiligung 
für Nutzerinnen und Nutzer von Papierickets 

Die abschließende Aufgabe für die Kleingruppen 
lautete:

• Führen Sie die Inhalte und Erfahrungen aus 

allen vorangegangenen Arbeitseinheiten zusam-

men: Wie sollte das Verkehrszugangssystem der 

Zukunt für Berlin aussehen?
 

• Stellen Sie Ihr „Zukuntsicket“ zusammen. Be-

rücksichigen Sie dabei alle Aspekte, beginnend 
vom Ticketerwerb, über die Fahrpreisermitlung, 
die Zugangsregistrierung, Fahrscheinkontrolle, 

Zugangsbeschränkung, Datenspeicherung 
und mögliche Datenweitergabe, bis hin zur 
Kombinierung mit ggf. zusätzlichen Funkionen 
und Einsatzmöglichkeiten einer Chipkarte bzw. 

Handyfunkion.
 

Die Empfehlungen und Konzepte der Bürgergut-
achterinnen und Bürgergutachter für ein Berliner 
Verkehrszugangssystem der Zukunt wurden nicht 
durch eine Bepunktung gewichtet!

Arbeitsergebnisse – Gruppe A

Das von Gruppe A konzipierte Verkehrszugangs-

system sieht ein ofenes System vor, in dem alle 

drei Nutzermedien „Papiericket“, „Chipkarte“ und 
„Handyicket“ gleichberechigt als Fahrscheine im 
Einsatz sind („Fahrschein = Fahrschein“). Fahrschei-
ne sollten dabei vordringlich die Fahrscheinfunkion 
erfüllen und nicht zugleich als eine Bezahlkarte 
für andere Zwecke dienen. Das Papiericket wird 
dabei als ein für jedermann einfach zugänglich und 

Abbildung 30: Zukuntsicket – Gruppe A Abbildung 31: Zukuntsicket – Gruppe B
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Vertriebswegen schlagen die Gutachterinnen und 
Gutachter der Gruppe C einen dezentralen Verkauf 

von Fahrscheinen, z. B. in Supermärkten oder 
Späi’s vor, um den Zugang und die Versorgung bzgl. 
der Fahrscheine zu verbessern. 

In Bezug auf eine Mono- oder Mulifunkionalität 

von Fahrkarten empiehlt die Gruppe C, dass Kun-

dinnen und Kunden die Wahl haben sollten, ob der 

Fahrschein die Opion, weitere Zusatzfunkionen 
hinzuzufügen (Mulicard) erhalten soll oder nicht, 
wobei die Mulifunkionalität sowohl bei Chipkarten 
als auch bei einer Handy-App möglich sein sollte. 
Schließlich sollten die Kundinnen und Kunden auch 
individuell selbst darüber entscheiden können, ob 
und welche personenbezogenen Daten sie dem 
Verkehrsbetreiber zur Verfügung stellen möchten 
und wie mit diesen in der Folge umzugehen sei.

Für eine Änderung des Tarifsystems sehen die 
Bürgergutachterinnen und -gutachter der Gruppe 

C keinen Anlass: Sie wünschen ein „einfaches 

und transparentes Tarifsystem“ und sehen diese 

Kriterien im be stehenden System bereits erfüllt 
(„wie jetzt!“).

Arbeitsergebnisse – Gruppe D

Für das „Zukuntsicket Berlin“ empiehlt auch Grup-

pe D ein ofenes Verkehrszugangssystem, wobei 

Fahrscheinkontrollen „gelegentlich“ bis „regel-
mäßig“ als angemessen empfunden werden. Als 
Nutzermedium sollen sowohl Papierfahrscheine, 
Chipkarten (oder Token) als auch Handyickets zur 
Wahl stehen, wobei die Variante mit Chip als das 
voraussichtlich langfrisig wichigste Nutzermedium 

gegenüber anderen Nutzermedien geben dürfe. 
Auch für Abo-Tickets für Senioren sollte zuküntig 
wieder die Papiervariante zur Opion stehen. In 
Bezug auf den Vertrieb von Tickets spricht sich die 
Gruppe für eine Aufrechterhaltung des personal-

bedienten Verkaufs und Serviceberatung aus.

Die Gruppe B bevorzugt im Hinblick auf das 
Nutzermedium „Chipkarte“ den Einsatz von unper-

sönlichen Chipkarten, die mit Bargeld aufgeladen 
oder mit einem Abo benutzt werden können. Eine 
Freigabe personiizierter Zugangsdaten soll durch 
die Kundinnen und Kunden freiwillig und opional 
erfolgen können, darf jedoch „kein Muss“ sein. 
 Zudem sollte den Verkehrsbetreibern Datenspar-
samkeit vorgeschrieben und deren Umsetzung 
sichergestellt werden. Im Falle von Check-In-basier-
ten Zugangssystemen sprechen sich die Teilneh-

menden dafür aus, dass der Fahrgast selbst keinen 

akiven Check-Out vornehmen müsse. Darüber 

hinaus empfehlen die Mitglieder der Gruppe B, dass 
zunächst das bestehende System, insbesondere in 
Bezug auf Ticketautomaten, Funkion der Smart-
phone-App, Verspätungen, Ausfälle etc. zu plegen 
und zu opimieren, bevor Invesiionen in kosten-
intensive Neuerungen getäigt werden. 

Arbeitsergebnisse – Gruppe C

Die Empfehlungen der Gruppe C intendieren – wie 
schon Gruppe A und B – ein ofenes Verkehrs-

zugangssystem für Berlin. Dabei spricht sich 
die Gruppe für mehr Personal in Zügen und auf 
Bahnhöfen aus. Als Nutzermedien sollen die drei 
Varianten Papiericket, Chipkarte und Handy-App 
zur Wahl stehen. Ergänzend zu den bisherigen 

Abbildung 32: Zukuntsicket – Gruppe C Abbildung 33: Zukuntsicket – Gruppe D
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angesehen wird. Eine entsprechende Vielfalt wird 
auch in Bezug auf die Vertriebswege von Fahrschei-
nen empfohlen. Insbesondere soll weiterhin das 
Angebot eines persönlichen Ticketverkaufs durch 
Personal bestehen.

In Verbindung mit der tendenziellen Präferenz eines 
chipbasierten Verkehrszugangs sieht es die Gruppe 
D als unausweichlich bzw. notwendig an, dass 
besimmte Daten gespeichert werden. Hierfür sei 
allerdings eine verbindliche gesetzliche Regelung 

zur Datenspeicherung notwendig, die klar die 

Art, den Umfang und die Dauer der gespeicherten 
Daten festlegt.

Möglichkeiten der Mulifunkionalität sollten 

 opional nur im Zusammenhang mit dem Nutzer-
medium „Handyicket“ bzw. der entsprechenden 
App möglich sein. Ebenfalls eine auf das Handy-
icket beschränkte Opion ist eine (durch die 
Nutzerinnen und Nutzer individuell autorisierte) 
Weitergabe von Daten, die über die reinen Mobili-

tätsdaten hinausgehen.

Arbeitsergebnisse – Gruppe E

Das von der Gruppe E empfohlene Verkehrszu-

gangssystem soll – wie in den vier anderen Kon-

zepten – ebenfalls als ofenes System unterhalten 

werden. Zur Reduzierung der Schwarzfahrerzahlen 
sollen Fahrscheinkontrollen jeweils durch den 
gleichzeiigen Einsatz von vielen Kontrolleurinnen 

und Kontrolleuren erfolgen, wobei jeder Fahrgast 
zu kontrollieren ist, nicht nur verdächige oder 
auch „harmlose“ Personen (bei denen Kontrolleure 
mutmaßlich kein Konlikt- oder Gewaltpotenzial 
befürchten4).

Die Varianten Papierfahrschein, Chipkarte und 
Handyicket sollen alle drei als Opionen erhalten 

bleiben. Dabei empfehlen die Mitglieder der Grup-

pe E, dass ein Handyicket bzw. die dabei genutzte 
App auch oline, d. h. ohne durchgängige Datenver-
bindung des Handys funkionieren können muss.

Die Gruppe E empiehlt, dass Kundinnen und 
Kunden ihrem Nutzermedium (Handy, Chipkarte) 
auf Wunsch Zusatzfunkionen hinzufügen können, 
die eine Mulifunkionalität der Medien ermöglicht.

Das Tarifsystem der Zukunt soll „ausgewogen“ und 

„einfach“ gestaltet sein. Wichig ist den Gutachte-

rinnen und Gutachtern der Gruppe E zudem, dass 
das Tarifsystem „sozial“ gestalsein soll, d. h. dass die 
Nutzung des ÖPNV für alle Bevölkerungsgruppen 
gleichermaßen möglich ist und bspw. nicht etwa der 
Besitz eines Kontos oder einer Kreditkarte für den 
Fahrscheinerwerb zur Voraussetzung hat.

Bezogen auf den Ticketerwerb wünschen sich die 
Teilnehmenden in der Gruppe E die Anonymität der 
Kunden, d. h. dass es möglich sein muss, Tickets 
ohne Hinterlegung persönlicher Daten auf dem 
Nutzermedium (z. B. Chipkarte, Handy) oder im Sys-

tem kaufen zu können. In diesem Zusammenhang 
simmt die Gruppe E grundsätzlich einer Datenspei-
cherung zu, sofern die Daten (z. B. Mobilitätsdaten) 
anonymisiert und aggregiert gespeichert werden. 
Klar sprechen sich die Gruppenmitglieder gegen 
die Erhebung und Speicherung personenbezogener 
Daten aus. Zudem empfehlen die Bürgergutachte-

rinnen und Bürgergutachter der Gruppe E, dass der 

Datenschutz bei den Verkehrsunternehmen durch 
entsprechende staatliche Behörden kontrolliert 
wird.

Zusammenfassung der Empfehlungen  

aus den Gruppen

Alle fünf Gruppen sprechen sich für ein ofenes Sys-

tem und damit gegen Zugangsbarrieren im Berliner 
ÖPNV aus. Zugleich befürworten die Gruppen Kon-

trollen und mehr Sicherheitspersonal in Zügen und 
auf Bahnhöfen. Als Nutzermedien sollen weiterhin 

Papierfahrscheine im Umlauf bleiben, wobei der 
Papierfahrschein, die Chipkarte und das Handyicket 
gleichberechigt angeboten werden sollen. Keines Abbildung 34: Zukuntsicket – Gruppe E

4 Die Gruppe hatte an dieser Stelle bemängelt, dass vor allem aggressive oder gewaltbereite Personen derzeit von Kontrolleuren gemieden 
würden, da diese offensichtlich Furcht vor einer Reaktion auf die Kontrolle hätten.
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der Medien sollte dabei gegenüber den anderen 

Medien, z. B. preislich oder in der Verfügbarkeit, 
benachteiligt sein.

Der Ticketerwerb sollte auf verschiedenem Wege 
möglich sein. Für eine bessere Verfügbarkeit der 
(insb. Papier-)Fahrscheine wird z. B. ein dezentraler 
Verkauf, bspw. auch in Supermärkten oder Spätkauf-
läden vorgeschlagen. Übergreifend empfehlen alle 
fünf Gruppen, dass weiterhin ein personalbedienter 
Verkauf angeboten und daher Verkaufsstellen für 
Papierickets aufrechterhalten bzw. verbreitet 
werden sollen. Die Fahrpreise sollten prinzipiell 
wie bisher durch Tarifzonen und nicht über eine 
kilometergenaue Abrechnung ermitelt werden; das 
Tarifsystem sollte dabei insgesamt einfach, transpa-

rent und sozial gestaltet sein.

Zusatzfunkionen bei Chipkarten oder Handyickets 
sollen nur auf Kundenwunsch und als opionales 
Extra angeboten werden, wobei jeder Fahrgast 
individuell zwischen einer Mono- oder Muli-Funk-

ionalität wählen können soll. Eine Gruppe spricht 
sich dafür aus, dass Zusatzfunkionen ausschließlich 
im Zusammenhang einer Handy-App angeboten, 
nicht also für Chipkarten ermöglicht werden sollten.

Das Thema Datenschutz spielt für alle Kleingruppen 
eine grundsätzlich wichige Rolle. Die Speicherung 
von Daten wird von den Gruppen unter besimm-

ten Bedingungen akzepiert: Die Daten sollten 
grundsätzlich aggregiert und anonymisiert werden, 
sodass per se keine personenbezogenen Zusam-

menhänge hergestellt werden können. Dies könnte 
z. B. durch das Angebot einer nicht personalisierten 
Chipkarte mit einer Prepaid-Funkion realisiert 
werden. Zwei Gruppen schlugen vor, dass jeder 
Fahrgast selbst entscheiden können sollte, ob und 
welche persönlichen Daten er/sie zur Verfügung 
stellen will. Grundsätzlich sollte Datensparsamkeit 
vorgeschrieben und jegliche Datenspeicherung 

durch gesetzliche Regelungen deiniert und durch 
entsprechende Behörden kontrolliert werden. Eine 
Weitergabe von Daten an Drite sollte unterbunden 
und gesetzlich verboten werden.

5.8  Arbeitseinheit 8:  

Ergebniszusammenfassung und Resümee

In der letzten Arbeitseinheit erfolgte die gemein-

same Relexion des Verfahrens und die Klärung 
weiterer organisatorischer Punkte. Die Relexion 
fand in Form einer Blitzlichtrunde stat, in der die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Plenum die 
Highlights oder auch Kriikpunkte der vergangenen 
zwei Tage nennen konnten. Anschließend wurde 
ein Fragebogen zur Bewertung des Verfahrens 

ausgeteilt und vom Moderaionsteam nach dem 
Ausfüllen wieder entgegengenommen (vgl. Kapitel 
6). In diesem Zusammenhang wurde auch eine 
Teilnehmerliste mit allen E-Mail-Kontaktdaten 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer erstellt und 

Informaionen zum weiteren Verlauf des Bürger-
beteiligungsprozesses sowie zum Umgang mit den 
Ergebnissen der Planungszellen und der Übergabe 
des Bürgergutachtens an die Akteure des Berliner 
Verkehrswesens mitgeteilt. 

Anschließend wurden die Bürgerinnen und 
Bürger bei einem Glas Sekt bzw. Orangensat 
 verabschiedet.
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Am Ende der zweitägigen Veranstaltung wur-
den die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach 

 ihren Eindrücken hinsichtlich des Verfahrens der 
Planungszelle anonymisiert befragt. Die Teilneh-

menden haben dafür einen teilstandardisierten 
Fragenbogen erhalten, der sowohl geschlossene 
Fragen mit vorgegebenem Antworformat als auch 
ofene Fragen beinhaltete, bei denen die Befragten 
ohne vorgegebene Antwortkategorien ihre Meinung 
äußern konnten. 

Insgesamt haben 23 Personen einen Fragebogen 
ausgefüllt. Das entspricht der Anzahl aller Teilneh-

menden der Planungszelle. 

Zunächst wurden die Befragten gebeten, den Ablauf 
der vergangenen zwei Tage insgesamt auf einer 
Skala von „sehr gut“ bis „mangelhat“ zu bewerten. 
Eine überwäligende Mehrheit der Teilnehmenden 
der Planungszelle hat die Veranstaltung als „sehr 
gut“ (10 Personen) oder als „gut“ (12 Personen) 
bewertet. Lediglich eine teilnehmende Person 
empfand den Ablauf der vergangenen zwei Tage nur 
als „befriedigend“ (vgl. Abbildung 35).

Alle Befragten würden ihren Bekannten empfeh-

len, an einem Bürgerbeteiligungsverfahren wie 
der Planungszelle teilzunehmen.

Neben dieser sehr posiiven Gesamtbewertung 
herrschte ebenfalls eine hohe Zufriedenheit mit 
den Arbeitsergebnissen der Planungszelle. So 
zeigten sich 22 von den insgesamt 23 befragten 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern zufrieden mit 
den Ergebnissen. Eine Person hat die Frage nicht 
beantwortet.

Neben den allgemeinen Fragen zur Verfahrensbe-

wertung mit vorgegebenem Antworformat wurden 
die Teilnehmenden der Planungszelle ofen, d. h. 
ohne Vorgabe von Antwortkategorien, nach ihren 
posiiven und negaiven Eindrücken zum Verfahren 
befragt. Um die Vielzahl der unterschiedlichen 
Meinungsäußerungen zusammenzufassen, wurden 
vom Autorenteam Kategorien gebildet.

6.  Verfahrensbewertung

Abbildung 35: Allgemeine Bewertung des Ablaufs (relaive und absolute Häuigkeiten; n=23)
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Posiive Eindrücke

Am häuigsten wurde mit 13 Nennungen die 
Organisaion gelobt, darunter die gute Planung der 
Veranstaltung (vgl. Abbildung 36). Ebenfalls aus-

drücklich posiiv bewertet wurde die Atmosphäre 
mit elf Nennungen. Die Atmosphäre wurde unter 
anderem als besonders ofen, konstrukiv und ange-

nehm beschrieben. Daneben fanden Teilnehmende 
es gut, dass ausreichend Fragen gestellt werden 
konnten. Einige Teilnehmende waren insbesondere 

mit dem Team sehr zufrieden (4 Nennungen). Des 
Weiteren erlebten Teilnehmende die Planungszelle 
als überaus informaiv (9 Nennungen). So fanden es 
Teilnehmende bemerkenswert, dass sie über den In-

formaionsaustausch im Rahmen der Planungszelle 
einen ieferen Einblick in ein Thema erhalten haben, 
mit dem sie sich sonst nicht auseinandergesetzt 
häten. Die Methode (zeitliche Begrenzung und 
zielgerichtetes Arbeiten) wurde von zwei Teilneh-

menden gelobt.

Negaive Eindrücke

Neben den posiiven Eindrücken konnten die 
Teilnehmenden auch ihre Meinung dazu äußern, 
was sie an der Veranstaltung als störend empfunden 
haben. Die Zusammenfassung der Nennungen in 
Kategorien sind in Abbildung 37 dargestellt.

Aufällig ot haben sich die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer am während der Veranstaltung 
bestehenden Zeitdruck gestört (9 Nennungen). 
Daneben wurde kriisiert, dass vorab oder zu den 
Referaten zu wenige Informaionen bereitgestellt 
wurden, bspw. in Form eines Skriptes (4 Nennun-

gen). Zudem wurde das Fehlen eines Ablaufplanes 
bemängelt (2 Nennungen). Des Weiteren gab es 
eine Reihe negaiver Eindrücke, die lediglich ein 
Mal genannt wurden. Diese wurden in der Graik 
unter „Sonsige“ zusammengefasst. Darunter fallen 
die Kriikpunkte: die Vorgabe der zu bearbeitenden 
Gruppenfragen, ein kleiner Frühstückssnack fehlte, 
die Wärme in den Räumen, die Dauer, Wiederho-

lungen und dass die Veranstaltung in das Wochen-

ende hineinging. Als Verbesserungsvorschlag wurde 
genannt, dass die Gruppenfragen bereits vor den 

Abbildung 36: Anzahl der Nennungen der posiiven Eindrücke in Kategorien zusammengefasst (Mehrfachnen-

nungen möglich; n=23)
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bürgernahe Mitwirkungsmöglichkeiten wünschen. 
Keine/r der Teilnehmenden würden sich lediglich 
auf der Ebene der Bundesländer mehr Beteiligungs-

möglichkeiten wünschen.

Sofern sich die Befragten für mehr Bürgerparizi-
paion ausgesprochen haben (n=21), wurden sie 
gefragt, zu welchem Bereich oder Thema sie sich 
mehr Beteiligungsmöglichkeiten wünschen würden. 
Den Bürgerinnen und Bürgern zufolge sollten mehr 
Mitbesimmungsmöglichkeiten in den unterschied-

lichsten gesellschatsrelevanten Bereichen gegeben 
werden wie der Stadtentwicklung (5 Nennungen) 
mit den Unterbereichen Architektur, Verkehr, Infra-

struktur und Wohnen, der Bildung (5 Nennungen), 
dem Gesundheitswesen (3 Nennungen), der Rente 
und Vorsorge (2 Nennungen) sowie dem Natur- und 
Umweltschutz (2 Nennungen). Fünf Bürgergutach-

terinnen und Bürgergutachter sehen themaisch 
ein sehr vielfäliges Anwendungsspektrum für die 
Methode, ohne dabei konkrete Bereiche benannt 

zu haben. Einfachnennungen gab es zu den Themen 
kommunale Angebote, soziale Fragen, Steuermodel-
le sowie der Energie- und Lebensmitelwirtschat. 
Fünf Bürgerinnen und Bürger haben gar keine Anga-

ben zu Mitbesimmungsmöglichkeiten gemacht.

Wie in Abbildung 40 grob zusammengefasst 
bestand die Moivaion für die Teilnahme an der 

Expertenreferaten häten verteilt werden sollen und 
dass eine andere Sozialform häte gewählt werden 
können mit größeren Diskussionsrunden. Einige 
der Teilnehmenden benannten entweder keinerlei 

Kriikpunkte oder gaben explizit an, dass sie nichts 
gestört habe (6 Nennungen).

Beim Vergleich der Anzahl der genannten posiiven 
Eindrücke (39) mit der Anzahl der genannten 
negaiven Eindrücke (23) wird deutlich, dass den 
Teilnehmenden gegenüber allen Kriikpunkten 
weitaus mehr Aspekte an der Veranstaltung posiiv 
aufgefallen sind.

Insgesamt erfuhr das Verfahren Planungszelle 

eine große Zusimmung unter den Beteiligten. Alle 
Befragten gaben an, dass diese Form der Bürger-
parizipaion öter angewendet werden sollte. 

Gestützt werden diese Angaben durch den generel-
len Wunsch nach mehr Beteiligungsmöglichkeiten 
für Bürgerinnen und Bürger, der von 91 Prozent 
der Teilnehmenden bzw. 21 Bürgerinnen und 
Bürger geäußert wurde (vgl. Abbildung 38). Mehr 
Beteiligungsmöglichkeiten auf lokaler bzw. kommu-

naler Ebene würden von 33 Prozent der Befragten 
begrüßt werden (vgl. Abbildung 39). Weitaus mehr 
Teilnehmende (67 %) würden sich aber sowohl auf 
lokaler als auch auf Ebene der Bundesländer mehr 

Abbildung 37: Anzahl der Nennungen der negaiven Eindrücke in Kategorien zusammengefasst (Mehrfach-

nennungen möglich; n=23)
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Abbildung 38: Zusimmung und Ablehnung des 
Wunsches nach mehr Bürgerparizipaion (relaive 
und absolute Häuigkeiten; n=23)

Abbildung 39: Relaive Häuigkeiten des Wunsches 
nach mehr Bürgerparizipaion auf landespoliischer 
Ebene (n=23)

Abbildung 40: Teilnahmemoivaion als absolute Häuigkeiten (Mehrfachnennungen möglich; n=21)

Neugier (6 Nennungen), insbesondere am Thema 
der Planungszelle (7 Nennungen), teilzunehmen. 
Darunter erhoten sich zwei Bürgerinnen und 
Bürger ganz konkret, Informaionen zum Thema zu 
erhalten. Wiederum zwei Teilnehmende wollten 
gern die Methode der Planungszelle kennenlernen. 
Eine Person wollte „einfach so“ teilnehmen und 
zwei Personen haben keine Angabe zu ihrer Teilnah-

memoivaion gemacht.

Planungszelle bei einer Vielzahl der Teilnehmenden 
in der Möglichkeit der „Parizipaion“ (12 Nen-

nungen). Die Kategorie der „Parizipaion“ setzt 
sich zusammen aus den Angaben der Bürgerinnen 
und Bürger wie: Bürgerbeteiligung, Beitrag für das 
Allgemeinwohl zu leisten, Verantwortungsbewusst-
sein, Zivilbewusstsein, Mitbesimmung, Demokraie, 
etwas bewegen, Beteiligung an einer neuen Her-
ausforderung und Parizipaion. Die Bürgerinnen 
und Bürger gaben zudem an, aus Interesse und 
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